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Kommentierung der Lehrveranstaltungen 
des Pflichtfachstudiums und Schwerpunktbereichsstudiums 

Zum WS 2020/21 trat der neugefasste Studienplan vom Januar 2020, sowie eine daran ausgerichtete Ände-
rung der Zwischenprüfungsordnung in Kraft. Die Vorlesungsinhalte orientieren sich nun mehr an der Neufas-
sung des § 8 JAPrO von 2019. 

Der jeweilige Pflichtstoff versteht sich gemäß § 5a Abs. 2 S. 3 DRiG einschließlich der europarechtlichen Be-
züge sowie der rechtswissenschaftlichen Methoden und der philosophischen, geschichtlichen und gesell-
schaftlichen Grundlagen; die Vermittlung der Pflichtfächer erfolgt auch in Auseinandersetzung mit dem natio-
nalsozialistischen Unrecht und dem Unrecht der SED-Diktatur. 

Der ausgewiesene Lehrumfang in Semesterwochenstunden (SWS) bedeutet 45 Minuten je 1 SWS wöchent-
liche Lehrveranstaltung während der Vorlesungszeit der Universität Konstanz. Nicht erfasst sind Vor- und 
Nachbereitung im Selbststudium sowie fakultative eventuelle begleitende Kleingruppenfallbesprechungen. 
1 SWS entspricht grundsätzlich ungefähr einem Lernaufwand für die Studierenden von 1 Leistungspunkt im 
Sinne des European Credit Transfer System (ECTS). Im Staatsexamensstudiengang werden im Grundsatz 
keine Leistungspunkte ausgewiesen. 

Grundlagenfächer, § 9 Abs. 2 Nr. 2 JAPrO 

Europäische Verfassungsgeschichte (2 SWS) 

Die Vorlesung wendet sich vor allem an Erst-/Zweitsemester. Ausgehend von der attischen Demo-
kratie und der römischen Republik wird die Entwicklung der Verfassungen von Deutschland, Eng-
land, Nordamerika und Frankreich nachvollzogen.  

Römisches und Europäisches Privatrecht (2 SWS) 

Die Vorlesung richtet sich vor allem an Studierende des 1. und 2. Semesters. Wer das deutsche 
Zivilrecht tiefer verstehen will, muss erstens seine historische Entwicklung aus dem römischen Recht 
verstehen und es zweitens mit den anderen europäischen Privatrechtsordnungen vergleichen. An-
hand von Kernthemen des deutschen Zivilrechts wird eine Einführung in die Dogmenkritik gegeben. 
Ziel der Veranstaltung ist es, das zivilrechtliche Wissen zu vertiefen und das deutsche Recht kritisch 
zu hinterfragen. 

Allgemeine Staatslehre (2 SWS) 

Die Vorlesung widmet sich den elementaren Fragen nach dem Wesen und Sinn des Staates, der 
Rechtfertigung staatlichen Handelns und den unterschiedlichen Staatsformen und -verbindungen. 
Dabei werden sowohl die rechtlichen Elemente der Staatlichkeit (Souveränität, Dreielementenlehre, 
Verfassung), die unterschiedlichen Lehren vom Zweck des Staates am Beispiel historisch heraus-
gebildeter Grundmodelle sowie die grundsätzlichen Legitimitätsmodelle für staatliche Machtaus-
übung behandelt. Besonders thematisiert werden dabei Volkssouveränität, Demokratie und das 
Freiheitsprinzip. 

Rechtsphilosophie (2 SWS) 

Die Rechtsphilosophie befasst sich mit zwei zentralen Fragen: Was ist Recht? Und was ist gerechtes 
bzw. richtiges Recht?  
Die erste Frage („Was ist Recht?“) betrifft zunächst die Bestimmung der Spezifika des Rechts als 
Normenordnung und seine Abgrenzung zu anderen Phänomenen. Hierbei werden die erkenntnis-
theoretischen Voraussetzungen und die unterschiedlichen Konzeptionen der politischen Ordnung 
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des Gemeinwesens wie auch der Vorstellungen vom Verhältnis Individuum/Gemeinschaft beson-
ders in den Blick genommen. Ausgewählte klassische und neuere Konzeptionen werden in der Vor-
lesung diskutiert. 
Die zweite Frage („Was ist gerechtes bzw. richtiges Recht?“) betrifft das Verhältnis des Rechts zur 
Moral. Inwiefern sind moralische Maßstäbe maßgebend für das Recht, seine Geltung und die Pflicht 
zur Rechtsbefolgung? In der Vorlesung werden ausgewählte klassische wie neuere Positionen be-
sprochen und aktuelle Fragen diskutiert. 

Allgemeine Rechtslehre (2 SWS) 

Die Vorlesung Allgemeine Rechtslehre beschreibt zusammen mit den grundlegenden Methoden ju-
ristischen Denkens einen Kernbestand von Rechtsformen und Begriffen, die als Wegweiser durch 
den Dschungel des positiven Rechts dienen können. Es liegt ähnlich wie mit der Grammatik. Man 
lernt sie selbsttätig durch lang dauernde Übung, und wenn man sie kann, bleibt sie im Hintergrund. 
Doch ohne Grammatik leistet die Sprache nur einen Bruchteil dessen, wozu sie fähig ist. Die Allge-
meine Rechtslehre, wie sie mit dieser Vorlesung angeboten wird, bildet daher eine eklektische Mi-
schung aus Rechtsphilosophie, Rechtstheorie, Rechtsgeschichte, Rechtssoziologie und Rechtsver-
gleichung, abgestellt auf die Bedürfnisse des Umgangs mit dem geltenden Recht. Sie will aus der 
Fülle des Stoffes das zusammentragen, was sich bewährt hat und zu wissen lohnt. Die Allgemeine 
Rechtslehre bietet damit zugleich eine Einführung in das rechtswissenschaftliche Denken.  
Zu diesem Zweck beschäftigt sich die Vorlesung mit den sprachlichen Grundlagen des Rechts („Be-
griffe im Recht“) und fragt nach der wissenschaftstheoretischen Basis juristischen Argumentierens. 
Was verstehen wir eigentlich unter einer Rechtsnorm, was unterscheidet das Recht von anderen, 
insbesondere sozialen und moralischen Normen und woraus ergibt sich die Geltung des Rechts? 
Die Vorlesung behandelt die Rechtsquellenlehre und die Bedeutung des subjektiven Rechts; sie 
fragt nach grundlegenden Begriffen des objektiven Rechts, die allen Teilgebieten gemeinsam sind, 
wie etwa „Rechtssubjekt“, „Handlung“, „Unterlassen“ und „Kausalität“. Schließlich wird ein Überblick 
über die sogenannte „Juristische Methode“ gegeben, also die traditionelle Behandlung von Themen 
wie Auslegung und Rechtsfortbildung. 

Rechtstheorie (2 SWS) 

Im Fach „Rechtstheorie“ geht es darum, auf den bereits bekannten Rechtsstoff neue Perspektiven 
einzunehmen und manches Überlieferte neu zu durchdenken. Erkundet wird die innere Mechanik 
von Rechtsordnungen, wobei die deutsche nur den nächstliegenden Anschauungsgegenstand bil-
det. Dazu fragen wir unter anderem, was man unter „Recht“ überhaupt zu verstehen hat (welche 
Rolle spielt etwa die Gerechtigkeit, welche die soziale Wirklichkeit?), was eigentlich eine „Rechts-
norm“ genau ist, wann sie eigentlich „gilt“ und was es bedeutet, eine Rechtsnorm „anzuwenden“. 

Rechtssoziologie (2 SWS) 

Die Veranstaltung betrifft Probleme der faktischen Grundlage der Rechtsordnung, der Gerichtspraxis 
und der Rechtswissenschaft. Die Abhängigkeit der Rechtsnormen von der faktischen sozialen Struk-
tur sowie die Abhängigkeit der personellen Rechtsstäbe von gesellschaftlichen Verpflichtungen wer-
den aufgewiesen. In einem letzten Abschnitt wird die Soziologie der Rechtsanwendung erörtert. 

Rechtsvergleichung (im Zivilrecht) (2 SWS) – siehe auch SP 3 

Dieser auch in den Schwerpunktbereich 3 integrierte Kurs gibt in seinem Allgemeinen Teil einen 
Einblick in die Funktion und Methoden der Rechtsvergleichung und behandelt überblicksweise die 
verschiedenen Rechtskreise. Im Besonderen Teil behandelt er anhand ausgewählter, praktisch 
wichtiger Rechtsinstitute stilprägende Merkmale, Strukturen und Besonderheiten einzelner Rechts-
ordnungen in Europa und des Common-law-Rechtskreises. Dies bildet die Grundlage für Fragen der 
Harmonisierung des Zivilrechts in Europa. Behandelt werden verschiedene Ansätze zur Rechtsan-
gleichung z.B. der Draft Common Frame of Reference. 
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Strafrechtsvergleichung (2 SWS) – siehe auch SP 5 

Der Kurs „Strafrechtsvergleichung“ gewährt einen vertieften Einblick in die Techniken der Rechts-
vergleichung auf dem Gebiet des Strafrechts. Besprochen werden die Grundlagen der Rechts- und 
Strafrechtsvergleichung. Dabei ermöglicht eine historisch-vertikale Vergleichung ein vertieftes Ver-
ständnis von der Strafrechtsentwicklung und ihrer kulturellen Verwurzelung, auch mit Bezug auf die 
Rollenverteilungen in Gesellschaften. Die aus strafrechtlicher Sicht typischen Rechtskreise und 
Rechtsfamilien werden diskutiert und ausgewählte Besonderheiten einzelner Rechtsordnungen vor-
gestellt. Die Strafrechtsvergleichung wird dabei auf ihre Methodiken hin analysiert und ihre Rolle bei 
der Internationalisierung diskutiert. Die Vorlesung schließt jeweils mit einem (straf-)rechtsverglei-
chenden Studien-Projekt, indem praktisch die Methodenanwendung gemeinsam trainiert wird. Sie 
bereitet damit auch auf strafrechtsvergleichende Schwerpunktseminare vor. 

Interdisziplinäre Schlüsselqualifikationen § 9 Abs. 2. Nr. 4 JAPrO 

Nach § 5a Abs. 3 S. 1 DRiG berücksichtigt das Studium ferner die rechtsprechende, verwaltende 
und rechtsberatende Praxis einschließlich der hierfür erforderlichen Schlüsselqualifikationen wie 
Verhandlungsmanagement, Gesprächsführung, Rhetorik, Streitschlichtung, Mediation, Verneh-
mungslehre und Kommunikationsfähigkeit. Nach § 3 Abs. 3 JAPrO ist dies in Lehrveranstaltungen 
zur exemplarischen Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen wie Grundkenntnisse in 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Verhandlungsmanagement, Gesprächsführung, Streit-
schlichtung, Mediation, Rhetorik, Vernehmungslehre, Kommunikationsfähigkeit und digitale Kompe-
tenzen an den Universitäten nachzuweisen. 
Die hier aufgeführten Veranstaltungen zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen 
werden regelmäßig angeboten. Diese sind vom Landesjustizprüfungsamt als Zulassungsvorausset-
zung anerkannt. Es ist jeweils ein mündlicher Vortrag oder vergleichbar Leistung als Prüfung zum 
Erwerb des Nachweises erforderlich. Der Studienplan empfiehlt die Belegung ab dem 5. Semester. 
Darüber hinaus werden die Kurse zur Einführung in eine ausländische Rechtsordnung (Anglosäch-
sisch, Französisch, Spanisch, Türkisch) so angeboten, dass bei Bestehen eines mündlichen Refe-
rats ein Leistungsnachweis über den erfolgreichen Besuch einer Veranstaltung zum Erwerb inter-
disziplinärer Schlüsselqualifikationen im Sinne der JAPrO erworben werden kann. 

Bilanzen und Bilanzierung für Juristen (2 SWS) 

Diese Ergänzungsveranstaltung richtet sich vorrangig an Studierende in den wirtschaftsrechtlichen 
Schwerpunktbereichen 6 und 8, ist aber auch eine für alle Rechtsstudierenden offene Ergänzung 
zum Pflichtstoff. 
Der handelsrechtliche Jahresabschluss dient nicht nur der Selbstinformation des rechnungslegen-
den Kaufmanns oder des Managements. Er wendet sich auch - und in erster Linie - an externe 
Adressaten, wie Gläubiger, nicht zur Geschäftsführung befugte Anteilseigner, Arbeitnehmer(-vertre-
ter) und "die interessierte Öffentlichkeit". Der Inhalt des Jahresabschlusses, bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie - bei Kapitalgesellschaften - dem Anhang, ist in wesentli-
chen Teilen gesetzlich geregelt. Die Anwendung und Interpretation der einschlägigen Regelungen 
zur Zwecksetzung, zum Aufbau sowie zum Inhalt des Jahresabschlusses bildet den Gegenstand der 
Veranstaltung. Die Studierenden sind nach Abschluss der Veranstaltung in der Lage, die wichtigsten 
gesetzlichen Vorschriften für den handelsrechtlichen Einzelabschluss und die grundlegenden Prin-
zipien der handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) sowie die europäi-
sche Einbettung wiederzugeben und sie in ihrer Funktionalität für die Zwecke der Rechnungslegung 
kritisch zu beurteilen sowie die Zusammenhänge zwischen Handels- und Steuerbilanz darzulegen. 
Sie kennen das aktuelle Bilanzrecht und die relevanten Aktivierungs-, Passivierungs- und Bewer-
tungsnormen sowie die Gewinnrealisierungskriterien und können diese selbständig auf einfache Ge-
schäftsvorfälle anwenden. 
Die Veranstaltung wird angereichert durch praktisches Anschauungsmaterial. 
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Es besteht die Möglichkeit durch ein mündliches Referat in dieser Veranstaltung einen Nachweis in 
einer Veranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen zu erwerben. 

Betriebliche und kommunikative Grundlagen für die anwaltliche Berufspraxis 
(2 SWS) 

Immer noch rund 80 Prozent der Absolventinnen und Absolventen des 2. Juristischen Staatsexa-
mens beantragen ihre Zulassung als Rechtsanwältinnen/Rechtsanwälte. Dabei hat sich den vergan-
genen Jahren der Anwaltsmarkt sehr unterschiedlich entwickelt. 
Mittlerweile sind die meisten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte im Angestelltenverhältnis tätig, 
entweder in einer Kanzlei (ca. 50 Prozent) oder als Syndikusrechtsanwält/innen (ca. 25 Prozent). 
Nur noch ca. 25 Prozent sind Kanzleiinhaber/in bzw. Partner/in, also eigenverantwortlich tätig. 
Dabei stellen sich in allen drei Tätigkeitsvarianten nicht nur rechtliche Fragen, sondern es sind auch 
betriebswirtschaftliche, kommunikative und technologische Aspekte zur berücksichtigen, die immer 
stärker Auswirkungen auf die juristische Tätigkeit haben. Allerdings setzen sich die meisten Studie-
renden der Rechtswissenschaften nicht mit dieser Tatsache auseinander. Sie hoffen immer noch in 
irgendeiner Form im öffentlichen Dienst tätig werden zu dürfen. Daher stellen Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte im Referendariat immer wieder fest, dass fundamentale Kenntnisse die Refe-
rendare kaum über Kenntnisse der Rahmenbedingungen in rechtlicher und gerade auch in wirt-
schaftlicher Hinsicht über den Anwaltsberuf verfügen. Dabei setzen immer mehr Arbeitgeber berufs-
rechtliche Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich der Digitalisierung voraus. Legal-Tech-Anwen-
dungen werden auch in immer mehr Kanzleien und Unternehmen eingesetzt und müssen von Juris-
ten verwandt werden. 
Diese Kenntnisse soll diese Veranstaltung vermitteln. 

Genderkompetenz für Jurist*innen – Recht und Geschlecht (2 SWS) 

Genderkompetenz als berufliche Qualifikation gewinnt auch in der juristischen Berufspraxis zuneh-
mend an großer Bedeutung. Genderkompetenz, verstanden als „Kompetenz des Erkennens, Hin-
terfragens und Überwindens von diskriminierenden Strukturen“, steht im Widerspruch zu dem in der 
Rechtswissenschaft geltenden Objektivitätsideal.  
Das Recht scheint „geschlechtsneutral“, wenngleich ungleiche Anwendungspraxen und entspre-
chende Rechtssetzung dazu zwingen diese Annahme zu hinterfragen. Herrschaftsdiskurse sollen 
sichtbar gemacht und strategisch aufgebrochen werden. Das Recht fungiert dabei als Herrschafts-
instrument, während Genderkompetenz als Herrschaftskritik verstanden werden soll. Juristische 
Genderkompetenz fordert demnach eine rechtskritische Perspektive, die auch das eigene Handeln 
als Jurist*in reflektiert.  
Im Rahmen der Schlüsselqualifikation soll Genderkompetenz anhand von Urteilsanalysen, Beispie-
len zu geschlechtergerechter Sprache sowie dem „Geschlecht“ als Analysekategorie des Rechts 
beleuchtet und erlernt werden. Auch andere Diskriminierungskategorien sollen nicht gänzlich aus 
dem Blick geraten und Intersektionalität eine Rolle spielen. Ziel ist es, zu erkennen, dass „das Recht“ 
keine rein neutral operierende Ordnung ist, sondern auch durch nicht-rechtliche Wertungen geprägt 
und geformt wird. Die Studierenden sollen dafür sensibilisiert werden, dass Ungleichheiten das Er-
gebnis gesellschaftlicher Strukturen sein können, die im Recht, etwa in Rechtstexten, Rechtspre-
chung und/oder Rechtspraxis, abgebildet oder sogar verstärkt werden können.  
Darüber hinaus wird sich in der Veranstaltung mit geschlechtergerechter Sprache auseinanderge-
setzt, insbesondere mit Rechts- und Verwaltungssprache. Es soll herausgearbeitet und diskutiert 
werden welche Möglichkeiten der Verwendung geschlechtergerechter Sprache bestehen, welche 
Gründe dafür und dagegensprechen und ob die bestehenden Vorschläge und Gründe überzeugend 
sind. 
Die Veranstaltung wird in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Juristinnen Bund (djb) Regional-
gruppe Bodensee rund um den Internationalen Frauentag angeboten und richtet sich an Jurastu-
dierende jedweder Geschlechtsidentität. 
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Tatsachenfeststellung und Vernehmungslehre (1 SWS) 

Junge Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte haben sich während der Ausbildung in der Regel auf die Rechtsdogmatik und später 
auch Rechtsanwendung fokussiert. In der Praxis dagegen hat die Tatsachenfeststellung eindeutig 
den Vorrang, und nur selten geht es dabei um Rechtsfragen.  Anders als im Studium stehen die 
rechtlich zu beurteilenden Sachverhalte gerade nicht fest, ein wesentlicher Teil der Arbeit ist die 
korrekte und je nach Prozessordnung umfassende Tatsachenerhebung. 
Die Teilnehmenden werden Rahmen der Veranstaltung mit den praktischen Herausforderungen ei-
ner Vernehmungssituation am Beispiel einer Zeugenvernehmung unter Anleitung konfrontiert. Be-
sonderes Augenmerk liegt auf den Elementen der Aussagepsychologie und der allgemeinen Ver-
nehmungstechnik, sowie den Grundlagen der Kommunikationslehre. Auch die rechtlichen Rahmen-
bedingungen werden umrissen. Die Teilnehmer erhalten ferner am Ende der Veranstaltung als prak-
tische Übung die Gelegenheit, sich selbst einmal als Vernehmungsperson und/oder Zeugin/Zeuge 
zu versuchen. 

Glaubhaftigkeit und Vernehmungslehre (1 SWS) 

Im Gerichtsprozess gilt neben den Beweismitteln der Urkunde und des Augenscheins die Zeugen-
aussage als eines der verbreitetsten Beweismittel und vielmals einzige Tatsachengrundlage für eine 
Sachverhaltsermittlung und Urteilsfindung. Aber auch für die anwaltliche Tätigkeit ist die persönliche 
Aussage Dritter – sei es der Mandantschaft oder der Gegenseite – regelmäßig von maßgeblicher 
Relevanz für eine sorgsame Mandatsübernahme. Kernfrage bei jeder menschlichen Aussage ist die 
nach deren Belastbarkeit und ihrem Wahrheitsgehalt. Es gilt zu erkennen und einzuordnen, wann, 
in welchem Umfang und wozu Menschen lügen oder die Wahrheit unter- oder überkomplex wieder-
geben. Während früher schon vom gesellschaftlichen Status der aussagenden Person („ehrbare 
Person“) auf die Verlässlichkeit und Integrität der Aussage geschlossen wurde (sog. Glaubwürdig-
keit), steht heute die Glaubhaftigkeit der Aussage im Mittelpunkt. Ganz ohne Einfluss hierauf sind 
die persönlichen Umstände der Aussagenden aber auch nicht, weshalb die Glaubwürdigkeit auch 
heute noch in einem gewandelten Verständnis von Relevanz ist. Im Kurs werden die Grundlagen 
der Aussagepsychologie, der Vernehmungsmittel und der Überprüfungstechnik für die Verneh-
mungssituation vermittelt und geübt. 
 

Verhandlungsmanagement und –psychologie für Jurist:innen (2 SWS) 

Wie lassen sich Argumente zielführend setzen, sodass das Verhandlungsziel erreicht wird? Was 
versteht man unter einer psychologischen Gesprächsführung? Wie ändere ich die argumentative 
Wahrnehmung meiner Klient:innen? Welche Argumentationstiefen sind unter welchen Umständen 
erforderlich? Welche Fragetechniken lassen sich mit welcher Wirkung einsetzen? Diese Fragen rund 
um die psychologisch basierte Wechselwirkung zwischen Verhandlungsparteien sollen in diesem 
Kurs nahegebracht werden und damit zum Beispiel spätere Vertragsverhandlungen in der anwaltli-
chen Praxis erleichtert werden. 

Grundlagen der Wirtschaftsmediation (2 SWS) 

Mediation ist ein Verfahren zur Konfliktlösung durch Vermittlung eines unparteiischen Dritten. 
Wenn es in der Wirtschaft zu Konflikten kommt, sind meist hohe Kosten damit verbunden. Der Weg 
über die Gerichte ist in der Regel nicht nur teuer, sondern auch langwierig – bei ungewissem Aus-
gang. Im internationalen Rechtsverkehr mache Schiedsklauseln und unsichere Kollisionsrechtsbe-
stimmungen Verfahren riskant. 
Er kostet alle Beteiligten viel Zeit, Nerven und ist risikohaft auf dem streitigen Weg vor Gerichten die 
Unternehmensinteressen durchzusetzen. Wirtschaftsmediation ist eine attraktive Alternative. 
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Mediation bietet interessante Möglichkeiten, um Konflikte selbstbestimmt zu managen und zu lösen 
– kurzfristig, kostengünstig und nachhaltig. Im Idealfall werden dadurch auch bestehende wirtschaft-
liche Beziehungen oder innerbetriebliche Arbeitsbeziehungen im Dissensfall nicht belastet. 
n jedem Konflikt steckt auch ein konstruktives Potenzial. Dieses zu erkennen und die Kooperation 
zwischen den Konfliktparteien wiederherzustellen, gehört zu den vornehmsten Führungsaufgaben. 
Wirtschaftsmediation ist ein ideales Mittel, um Führungskräfte dabei zu unterstützen. Unternehmen, 
die Mediation einsetzen, um eine Kultur des konstruktiven Umgangs mit Differenzen und Konflikten 
auf hohem Niveau zu entwickeln, verfügen über entscheidende Wettbewerbsvorteile. 

Beratung im Familien- und Erbrecht (2 SWS) 

Auf dem für die tägliche Rechtspraxis sehr wichtigen Gebiet des Familien- und Erbrechts soll den 
Teilnehmenden vermittelt werden, wie sie Rechtskenntnisse hierzu in Verhandlungen mit Rechtssu-
chenden erfolgreich umsetzen können, insbesondere durch geschickte Streitschlichtung, sachge-
rechte Verhandlungs- und Gesprächsführung sowie Erstellung von Vertragsentwürfen zur Prob-
lemlösung. 
Die Teilnehmenden erhalten dazu je einen eigenen "Fall, der eigenständig insoweit bearbeitet und 
verhandelt werden soll mit dem Ziel eines eigenen Vertragsentwurfs. 

Asylrechtsberatung (2 SWS) 

Die Veranstaltung verfolgt zwei Ziele. Zum einen sollen die Teilnehmer*innen Grundkenntnisse im 
Asylrecht und damit in einem besonderen Rechtsgebiet, das im Curriculum der Juristenausbildung 
nur wenig Aufmerksamkeit erfährt, erlangen. Zum anderen soll den Teilnehmer*innen die Durchfüh-
rung von juristischen Beratungsgesprächen nähergebracht werden. 
Diesem doppelten Ziel folgt der Aufbau der Veranstaltung: Zunächst wird eine theoretische Einfüh-
rung in das Asylrecht anhand ausgewählter Aspekte erfolgen. Diese Einführung wird durch einen 
Einblick in die Rechtspraxis durch den Besuch von gerichtlichen Asylverfahren bei einer Exkursion 
an das Verwaltungsgericht Sigmaringen bereichert.  
Die Einführung bietet die Grundlage für die Durchführung eines (simulierten) Beratungsgespräch 
zum Asylverfahren. Dieses Beratungsgespräch stellt sogleich die Prüfungsleistung dar. 
Die Veranstaltung wird von aktiven Mitarbeitenden der Refugee Law Clinic (RLC) Konstanz ange-
boten. 

Moot Court im Verwaltungsrecht (2 SWS) 

Anhand aufbereiteter realer Gerichtsakten erlernen und üben die Studierenden in verschiedenen 
Rollen als Verfahrensbeteiligte die gerichtliche Durchsetzung und Verhandlung auf dem Gebiet der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Essentiell sind die Vorbereitung eigener Schriftsätze und der mündliche 
Vortrag nebst Verhandlungsführung. 

VGH Moot Court (2 SWS) 

Dieser Moot Court ermöglicht den Studierenden, ihre theoretischen Kenntnisse im Staats- und Ver-
waltungsrecht bereits frühzeitig in einem Team anwaltsorientiert anzuwenden. Die Übernahme der 
Kläger- oder Beklagtenrolle schult insbesondere auch die rhetorischen und kreativen Fähigkeiten 
der Teilnehmenden.  
Der Moot Court-Fall jeweils wird vor dem Sommersemester landesweit als Hausarbeit der Übung für 
Fortgeschrittene im Öffentlichen Recht geschrieben und erst dann bekannt gemacht. 
Die lokalen Teilnehmenden am Moot Court werden aus den den Hausarbeitenbearbeitungen aus-
gewählt. 
Teams der fünf Landesfakultäten wettstreiten vor Richterinnen und Richtern vor einem fiktiven Senat 
des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg in Mannheim. 
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Der Moot Court wird in Zusammenarbeit und mit Unterstützung des VGH durchgeführt. 

Moot Court im Strafrecht (2 SWS) 

Der bundesweite Moot Court im Strafrecht ist eine Prozesssimulation auf dem Gebiet des Straf-
rechts, bei dem die Teilnehmer:innen ein hypothetisches Gerichtsverfahren vor einem deutschen 
Strafgericht bearbeiten und Teams der verschiedenen deutschen Universitäten gegeneinander an-
treten. Die Teams bestehen jeweils aus vier Studierenden, von denen zwei die Rolle der Staatsan-
waltschaft und zwei die Position der Verteidigung einnehmen.  
Ziel der Veranstaltung ist die selbstständige Bearbeitung eines komplexen Sachverhalts und die 
Entwicklung eines eigenen Abschlussplädoyers, das in der abschließenden Wettbewerbsveranstal-
tung vor erfahrenen Praktiker:innen präsentiert wird. Unter professioneller Anleitung und Betreuung 
erwerben die Studierenden Kenntnisse über Aufbau und Struktur eines Plädoyers und erlangen ei-
nen Einblick in das Auftreten vor Gericht. Die Teilnahme an einem Moot Court schult selbstständiges 
Arbeiten und präzises juristisches Denken und Argumentieren. Daneben erlernen und verbessern 
die Teilnehmer:innen rhetorische und kommunikative Fähigkeiten und ihr persönliches Auftreten; sie 
üben sie sich in Überzeugungskraft, Vortragsstil und der Zusammenarbeit im Team.  

Moot Court vor dem Bundesarbeitsgericht (2 SWS) 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) richtet alle zwei Jahre den arbeitsrechtlichen Moot-Court-Wettbe-
werb in Erfurt aus. Der Moot-Court-Wettbewerb ist Teil einer praxisnahen Ausbildung von Studie-
renden der Rechtswissenschaft. Er hat das Ziel, Rhetorik und freie Rede zu fördern und angehende 
Juristen mit Anforderungen des beruflichen Alltags vertraut zu machen. 
Den Studierenden wird darin die Aufgabe gestellt, in einem vorgegebenen Sachverhalt aus dem 
Bereich des Rechts fiktive Prozessparteien mit ihren gegensätzlichen Anliegen vor Gericht zu ver-
treten. Die Teams haben dazu einen Schriftsatz zu erstellen und müssen in einer mündlichen Ver-
handlung vor einer aus Richtern bestehenden Jury ihre Argumente vortragen. 

Zivilprozessplanspiel (Moot Court) (2 SWS) 

Das Gerichtsplanspiel stellt Gerichtsverhandlungen gemäß den Regeln der deutschen Zivilprozess-
ordnung und unter Anlehnung an den aus den Vereinigten Staaten kommenden "Moot Court" an-
hand fiktiver Fälle nach. 
Die Idee des "Moot Courts" liegt darin, den Studentinnen und Studenten die Möglichkeit zu geben, 
das theoretisch Gelernte realitätsnah anzuwenden. Bei einem Moot Court (übersetzt: "Gericht für 
fiktive Streitfälle") wird den Studierenden ein fiktiver (oder realer) Fall zugeteilt und sie müssen je-
weils eine der Prozessparteien vertreten. In diesem Planspiel wird das Recht plastischer, begreifba-
rer, lebendiger. Es schult die Fähigkeit zum komplexen juristischen Denken und bereitet zugleich 
auf den Beruf vor (Vortrag in freier Rede / Fähigkeit, sich mit einer Partei zu identifizieren und in 
deren Sinne parteiisch zu sein). Der Moot Court schult Kommunikationsfähigkeit, Eigeninitiative, 
Selbstständigkeit, Teamfähigkeit, Einsatzbereitschaft, Engagement, Flexibilität und Überzeugungs-
kraft. 
Im Rahmen des universitären Gerichtsplanspiels im Zivilrecht wird kein Wettbewerb gegeneinander 
antretender Teams veranstaltet, sondern es werden - in Abweichung zum Originalkonzept - Ver-
handlungen entsprechend dem Verlauf deutscher Gerichtsverhandlungen gespielt, wobei die Par-
teirollen [Klägervertreter(in), Beklagtenvertreter(in), Richter(in), Zeuge(in)] wechseln. 
 
Hierzu wird in der jeweiligen Lehrveranstaltung eine fiktive Akte ausgeteilt. Basierend auf dieser ist 
zunächst die Klageschrift zu erstellen. Diese wird als E-Mail dem Dozenten zugeleitet, der sie an die 
Planspielteilnehmer(innen), die die Beklagtenseite und das Gericht verkörpern, weiterleitet. Entspre-
chend wird mit der Klageerwiderung verfahren. Anschließend wird in der nachfolgenden Lehrveran-
staltung die jeweilige Verhandlung "gespielt". Bestandteil des Planspiels wird auch der Besuch von 
Gerichtsverhandlungen beim Amts- und Landgericht Konstanz sein. Eine gesonderte Prüfung (zum 
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Abschluss der Veranstaltung) gibt es nicht. Vielmehr werden die im Planspiel erbrachten (schriftli-
chen und mündlichen) Leistungen bewertet. Hierzu erhalten die Klägervertreterin / der Klägervertre-
ter und die Beklagtenvertreterin / der Beklagtenvertreter jeweils schriftliche Anmerkungen zur Kla-
geschrift und zur Klageerwiderung. 
Darüber hinaus wird im Anschluss an die jeweilige Planspielverhandlung ein Feedback zur mündli-
chen Leistung gegeben. 

Digitalisierung und Recht (2 SWS) 

Gegenstand der Lehrveranstaltung ist es, verschiedene Probleme, die durch die Digitalisierung im 
Recht entstanden sind, im Lichte des Zivil- und Strafrechts aufzuzeigen. Hierbei werden den Teil-
nehmenden Kompetenzen in Bezug auf technische Systeme vermittelt. Dies erfolgt vor dem Hinter-
grund rechtlicher Vorgaben. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Die Veranstaltung nimmt die Her-
ausforderungen und Anforderungen an und aus der Digitalisierung zweier Rechtsfelder in den Fo-
kus, die des Strafrechts und des Zivilrechts. 
Dabei werden im Strafrecht in erster Linie Probleme des allgemeinen Teils (AT) behandelt: 

• Wie löst man Dilemmasituationen beim autonomen Fahren? 

• Kann es Rechte und Strafen für AI geben? 

• Wer kann beim Einsatz von AI wie strafrechtlich verantwortlich sein? 

• Wie sieht es mit Sorgfaltspflichten und Fahrlässigkeitsmaßstab aus? 

• Auch ein Blick in den besonderen Teil (BT) wird gewagt, wobei hier voraussichtlich Daten-
strafrecht und Hasskriminalität untersucht werden. 

Im zivilrechtlichen Teil werden zunächst Fragen der Regulierung und Haftung von datengestützten 
Systemen geklärt: 

• Wie können autonome Systeme reguliert werden? 

• Wie geht man mit der “Blackbox”-Problematik um? 

• Wer trägt für den Einsatz von autonomen Systemen rechtlich die Verantwortung? 

• Anschließend erfolgt eine Darstellung dessen, wie Daten bei der Rechtsfindung und Rechts-
gestaltung eingesetzt werden können: 

• Wie sind AI-generierte Willenserklärungen rechtlich zu würdigen? 

• Wie kommen Verträge im “Machine-to-Machine Verhältnis” wirksam zustande? 

• Wo kommen Datenanalyse und Datenverwendung in der juristischen Praxis zum Einsatz? 
Hierbei stellt sich insbesondere die Frage nach den gesetzlichen Rahmenbedingungen zum 
Datenschutz. 

Die Veranstaltung ist Teil des ADILT-Zertifikatprogramms (Advanced Data and Information Literacy 
Track) der Universität Konstanz. 
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Pflichtfachstudium 

Zivilrecht 

1. Veranstaltungen mit Leistungen in der Orientierungs- und Zwischenprüfung 

Vertragsrecht I (4 SWS) 

Diese zentrale zivilrechtliche Vorlesung führt den Studienanfänger in die wichtigsten Regeln der 
Rechtsgeschäftslehre ein (Grundsatz der Privatautonomie und ihre Schranken; Bedeutung subjek-
tiver Rechte; Rechtsgeschäft und Willenserklärung; Wirksamwerden und Auslegung von Willenser-
klärungen; Willensmängel; Grundzüge der Allgemeinen Geschäftsbedingungen). Zugleich sollen 
Bedeutung und Funktion des Anspruchs durch Einführung der wichtigsten Anspruchsgrundlagen 
(§§ 433, 812, 985 BGB) verdeutlicht werden. Dies bietet zudem Gelegenheit, frühzeitig die Bedeu-
tung des Abstraktionsprinzips im deutschen Rechtssystem herauszuarbeiten. Die Vorlesung behan-
delt aus dem Allgemeinen Teil weiter Grundfragen der Geschäftsfähigkeit, der Anfechtung, der Stell-
vertretung, formpflichtige Rechtsgeschäfte sowie die Grundzüge der Verjährung. 
Neben der Abschlussklausur wird auch eine Zwischenprüfungshausarbeit angeboten. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 1.  Spiegelstrich JAPrO 

Vertragsrecht II (4 SWS) 

Der Kurs baut auf den Kenntnissen der Rechtsgeschäftslehre auf, die in der Vorlesung „Vertrags-
recht I“ vermittelt werden. Er gibt die Gelegenheit, das Recht der Leistungsstörungen einheitlich zu 
präsentieren und das Verhältnis zur kaufvertraglichen Gewährleistung zu verdeutlichen. Teil des 
Kurses ist die Erörterung des Inhalts der schuldrechtlichen Leistungsverpflichtungen, die vor allem 
am Beispiel des Kaufs veranschaulicht wird (Leistungsgegenstand, Stück-, Gattungs- und Wahl-
schuld; vertragliche Nebenpflichten). Zu den wesentlichen Schwerpunkten gehören außerdem die 
Leistungsverweigerungsrechte des Schuldners (§§ 320, 273, 242 BGB), die Erfüllung mit ihren Mo-
dalitäten (Leistungszeit und -ort) und Surrogaten (insbes. Aufrechnung). 
Themenschwerpunkte sind die Verantwortlichkeit des Schuldners (§§ 276, 278 BGB), die Schadens-
ersatzhaftung für Pflichtverletzungen (einschließlich Verzug und Unmöglichkeit, §§ 280 ff BGB), das 
gesetzliche Rücktrittsrecht des Gläubigers wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leis-
tung (§§ 323 ff BGB) einschließlich der Rücktrittsfolgen (§§ 346 ff BGB), die culpa in contrahendo 
(§ 311 II und III BGB), die Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB), der Gläubigerverzug 
(§§ 293 ff BGB), Verträge mit Schutzwirkung zugunsten Dritter und die Drittschadensliquidation. 
Im Anschluss an das allgemeine Leistungsstörungsrecht wird der Kaufvertrag als einer der wichtigs-
ten gesetzlichen Vertragstypen des BGB vorgestellt. Besondere Bedeutung wird der Rechts- und 
Sachmängelgewährleistung beim Kaufvertrag und ihrem Verhältnis zum allgemeinen Leistungsstö-
rungsrecht beigemessen. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 2.  Spiegelstrich JAPrO 

Deliktsrecht (2 SWS) 

Gegenstand der Vorlesung ist die Haftung für Schäden, welche außerhalb von schuldrechtlichen 
Sonderbeziehungen verursacht worden sind. Im Mittelpunkt stehen daher die §§ 823-853 BGB 
(Grundtatbestand des § 823 Abs. 1 BGB; Verstoß gegen Schutzgesetze, § 823 II BGB; vorsätzliche 
sittenwidrige Schädigungen, § 826 BGB; Haftung für Verrichtungsgehilfen nach § 831 BGB). Dane-
ben sind die wichtigsten Tatbestände der Gefährdungshaftung des Straßenverkehrsgesetzes 
(StVG), des Haftpflichtgesetzes und des Produkthaftungsgesetzes zu erläutern. Neben den Haf-
tungsvoraussetzungen sind auch die allgemeinen Grundsätze des Schadensrechts darzustellen 
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(Schadensbegriff, Art und Umfang der Ersatzpflicht, Mitverschulden und Schadensminderungs-
pflicht, §§ 249 ff); diese gelten zwar nicht nur für die deliktische Haftung, werden aber zweckmäßi-
gerweise im Rahmen dieser Vorlesung mit behandelt. 
Die Vorlesung eignet sich besonders als Einstieg in die juristische Ausbildung. Zum einen geht es 
vielfach um anschauliche und didaktisch wertvolle Lebenssachverhalte, zum anderen bietet sich die 
Vorschrift des § 823 I in besonderer Weise zur Erläuterung der juristischen Subsumtionstechnik an. 
Darüber hinaus lässt sich auch das Verhältnis von Gesetzesrecht und Richterrecht auf dem Gebiet 
des Deliktsrechts gut veranschaulichen (Eingriffe in Persönlichkeitsrecht und den Gewerbebetrieb, 
Arzthaftungsrecht, Produkthaftung). 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 2., 6, 7.  Spiegelstrich JAPrO 

2. Veranstaltungen mit Leistungen in der Zwischenprüfung 

Vertragsrecht III (3 SWS) 

Der Kurs baut auf den Vorlesungen „Vertragsrecht I“ und „Vertragsrecht II“ auf. Gegenstand ist aus 
dem Allgemeinen Schuldrecht die Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern, ferner Forderungsab-
tretung und cessio legis (§§ 398 ff BGB), Schuldübernahme und Schuldbeitritt (§§ 414 ff BGB) sowie 
Verträge zugunsten Dritter (§§ 328 ff BGB). 
Aus dem Besonderen Schuldrecht werden einzelne Vertragstypen schwerpunktmäßig bearbeitet. 
Hierzu gehören z.B. die Miete mit den besonderen Ausgestaltungen der Grundstücks- und Wohn-
raummiete, die Schenkung, das Leasing, das Recht des Werkvertrages sowie die Geschäftsbesor-
gung mit den Sonderregeln für Überweisungs-, Zahlungs- und Girovertrag, das Darlehen und die 
Bürgschaft. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 2.  Spiegelstrich JAPrO 

Gesetzliche Schuldverhältnisse (2 SWS) 

Der Kurs „Gesetzliche Schuldverhältnisse“ behandelt einen der beiden Teilbereiche des Besonderen 
Schuldrechts. Er umfasst diejenigen Schuldverhältnisse, die nicht auf einer rechtsgeschäftlichen 
Verpflichtung beruhen, sondern allein auf der Erfüllung bestimmter gesetzlicher Tatbestandsmerk-
male. Er ergänzt insofern die Kurse „Vertragsrecht II“ und „Vertragsrecht III“, die den vertraglichen 
Teil des Besonderen Schuldrechts abdecken. 
Gegenstand des Kurses sind zum einen das Recht der Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. 
BGB) und zum anderen das Recht der ungerechtfertigten Bereicherung (§§ 812 ff. BGB). Das De-
liktsrecht (§§ 823 ff. BGB), das ebenfalls zu den Gesetzlichen Schuldverhältnissen zählt, wird in ei-
nem gesonderten Kurs behandelt. 
Aus dem Bereich der Geschäftsführung ohne Auftrag werden vor allem das System der §§ 677 ff. 
BGB, die Voraussetzungen und Rechtsfolgen der berechtigten, unberechtigten und „unechten“ Ge-
schäftsführung ohne Auftrag sowie die Grenzen des Anwendungsbereichs der §§ 677 ff. BGB in 
problematischen Fallkonstellationen besprochen. Themenschwerpunkte im Bereicherungsrecht sind 
das System von Leistungs- und Nichtleistungskondiktion, die Voraussetzungen der einzelnen Kon-
diktionsarten, Inhalt und Umfang von Bereicherungsansprüchen und die Besonderheiten in Mehr-
personenverhältnissen. Dabei wird jeweils auch das Konkurrenzverhältnis zu anderen Anspruchs-
grundlagen erörtert und so die Stellung der Gesetzlichen Schuldverhältnisse im Anspruchssystem 
des BGB herausgearbeitet. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 2.  Spiegelstrich JAPrO 

Sachenrecht I (3 SWS) 

Die Vorlesung behandelt den Stoff des Mobiliarsachenrechts (ohne Reallast, Rentenschuld und Erb-
baurechtsverordnung) sowie die wichtigsten sachenrechtlichen Sicherungsgeschäfte. Sie kann da-
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bei an sachenrechtliche Grundkenntnisse anknüpfen, die bereits im Kurs Vertragsrecht I zu Eigen-
tumsübertragung und Abstraktionsprinzip erworben wurden. Zentrale Materien der Vorlesung sind: 
Besitzformen und Besitzschutz (§§ 854-872 BGB); rechtsgeschäftlicher und gesetzlicher Eigen-
tumserwerb an beweglichen Sachen (§§ 929 ff, 937-984 BGB); der Erwerb vom Nichtberechtigten 
(§§ 932 ff BGB); das Eigentümer-Besitzer-Verhältnis (§§ 987 ff BGB); Grundzüge des Pfandrechts 
(§§ 1204 ff BGB). Ausführlich behandelt werden im Rahmen der Sicherungsgeschäfte außerdem 
der Eigentumsvorbehalt und seine Verlängerungsformen, die Sicherungsübereignung und Siche-
rungsabtretung. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 3.  Spiegelstrich JAPrO 

Sachenrecht II (2 SWS) 

Die Vorlesung behandelt das Immobiliarsachenrecht, also das Recht der unbeweglichen Sachen 
(Grundstücke und Rechte an Grundstücken). Im Einzelnen gehören hierzu: Aufbau und Funktion 
des Grundbuchs, Grundzüge des Eintragungsverfahrens; Eigentumserwerb an Immobilien (ein-
schließlich Erwerb vom Nichtberechtigten); ein Überblick über beschränkte dingliche Rechte an 
Grundstücken, von denen Hypothek und Grundschuld ausführlich behandelt werden. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 3.  Spiegelstrich JAPrO 

Erbrecht (2 SWS) 

Gegenstand des Erbrechts sind die Regelungen im Fünften Buch des BGB. Das Erbrecht ist als 
subjektives Recht das Recht Verfügungen über das Eigentum oder andere veräußerbare Rechte 
zum Eintritt des Todes des Erblassers hin zu regeln und andererseits auch Begünstigter solcher 
Verfügungen zu werden (zu „erben“). In der Veranstaltung werden die gesetzliche Erbfolge und die 
Verfügungen von Todes wegen erörtert. Es werden die Annahme und die Ausschlagung der Erb-
schaft, die Fürsorge des Nachlassgerichts für den Nachlass, die Nachlassverbindlichkeiten und der 
Erbschaftsanspruch behandelt. Darüber hinaus werden die Erbengemeinschaft (Mehrheit von Er-
ben) und die Regelungen zum Testament besprochen. Die Behandlung des Testaments umfasst die 
Erbeinsetzung, die Vor- und Nacherbschaft, das Vermächtnis, die Auflage, die Testamentsvollstre-
ckung (nicht Gegenstand des Examensstoffes), die Errichtung sowie Aufhebung eines Testaments, 
die Anfechtung und das „Gemeinschaftliche Testament“. Ferner wird der Erbvertrag und das Pflicht-
teilsrecht erörtert. Der Erbschein als Nachweis der erbrechtlichen Stellung und die Wirkungen des 
Erbscheins runden den Stoff ab. Verbindungen des Rechtsgebiets zum IPR werden aufgezeigt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 5.  Spiegelstrich JAPrO 

Handelsrecht (2 SWS) 

Gegenstand des Handelsrechts sind die Vorschriften über den Handelsstand (Erstes Buch des Han-
delsgesetzbuches, §§ 1 bis 104 HGB) und über die Handelsgeschäfte (Viertes Buch des Handels-
gesetzbuches, §§ 343 bis 457 HGB). Zum einen werden behandelt: das Recht des Kaufmanns und 
seines Unternehmens sowie das Recht der kaufmännischen Hilfspersonen. Dazu rechnen insbe-
sondere der Kaufmannsbegriff, das Recht der Handelsfirma, sowie die unselbständigen und selb-
ständigen Hilfspersonen des Kaufmanns. Zum anderen werden die allgemeinen Vorschriften über 
die Handelsgeschäfte sowie die einzelnen Handelsgeschäfte im Überblick dargestellt. Einzubezie-
hen ist die rechtspolitische Entwicklung des Handelsrechts zu einem allgemeinen Teil eines Unter-
nehmensrechts als eines Rechts der organisierten Wirtschaftseinheiten. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 2 JAPrO 

Zivilprozess- und Zwangsvollstreckungsrecht (4 SWS) 

Der Kurs Zivilprozessrecht vermittelt einen Überblick über die gerichtsverfassungsrechtlichen 
Grundlagen des Zivilprozesses, über Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren sowie über den einst-
weiligen Rechtsschutz. Der Kurs ist Pflichtfach gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 6 JAPrO. 
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Aus dem Gerichtsverfassungsrecht werden schwerpunktmäßig Gerichtsaufbau und Instanzenzug in 
der Zivilgerichtsbarkeit behandelt, sowie die verfassungsrechtlichen Grundlagen in Grundzügen. Der 
Ablauf eines Erkenntnisverfahren am Beispiel des Verfahrens vor den Landgerichten von der Kla-
geerhebung bis zur Urteilsfällung soll schrittweise durchgesprochen und die Studierenden dabei 
sukzessive mit den grundlegenden prozessualen Institutionen wie Prozessvoraussetzungen, Ver-
fahrens- und Beweisgrundsätze, Klage- und Urteilsarten, Streitgegenstandslehre, Rechtskraftwir-
kungen etc. vertraut gemacht werden. Dabei wird möglichst auch auf materiellrechtliche und euro-
päische Bezüge hingewiesen. Ferner sollen Berufung und Revision kurz angesprochen werden, 
ebenso die nichtstreitige Prozesserledigung, vor allem mittels Güteversuch und Prozessvergleich. 
Im Bereich der Zwangsvollstreckung gibt die Vorlesung einen Überblick über die Vollstreckungsor-
gane und -arten. Sie behandelt die allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen und Verfahrens-
grundsätze. Einen weiteren Schwerpunkt bilden die Grundzüge der Vollstreckung wegen Geldfor-
derungen sowie die formellen und materiellen Rechtsbehelfe im Zwangsvollstreckungsverfahren. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 6 JAPrO 

3. Veranstaltungen ohne Zwischenprüfungsleistung 

Verbraucherschutzrecht (2 SWS) 

Behandelt werden die zentralen Begriffe des Verbrauchers und des Unternehmers (§§ 13, 14 BGB), 
Probleme der Zusendung unbestellter Leistungen, das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen, das Widerrufs- und Rückgaberecht bei Verbraucherverträgen, der Verbrauchsgüterkauf, Ver-
braucherdarlehen, Finanzierungshilfen und Ratenlieferungsverträge sowie der Reisevertrag. Da das 
Verbraucherschutzrecht weitgehend auf EG-/EU-Richtlinien beruht, gibt die Vorlesung zugleich Ge-
legenheit, auf die starke Bedeutung des europäischen Rechts für die Anwendung und Auslegung 
des nationalen Zivilrechts hinzuweisen. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 2.  Spiegelstrich JAPrO 

Europäische Bezüge des Privatrechts (2 SWS) – siehe auch SP3 

Das deutsche Privatrecht steht unter starken europäischen Einflüssen. Besonders im Schuldrecht, 
aber auch in anderen Bereichen, wurde das BGB im Zuge der Umsetzung von EU-Richtlinien refor-
miert. Dies führt nicht nur zu inhaltlichen Modifikationen, sondern impliziert auch eine andere me-
thodische Herangehensweise an privatrechtliche Normen. Kenntnisse dieser Zusammenhänge sind 
nicht nur praktisch äußerst wichtig, sondern auch prüfungsrelevant. Die Veranstaltung führt in das 
Europäische Privatrecht und seine Methode vor allem anhand von Fällen ein. Behandelt werden 
insbesondere die Bedeutung der Grundfreiheiten für das Privatrecht, die verschiedenen Richtlinien 
und ihr Einfluss auf das BGB, die richtlinienkonforme Auslegung, außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossene Verträge, Fernabsatzverträge, Anti-Diskriminierung, AGB-Kontrolle sowie das Kauf-
recht. Ziel ist einerseits die Wiederholung und Vertiefung wichtiger Bereiche des bürgerlichen Ver-
mögensrechts, andererseits die Einführung in das Europäische Privatrecht. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 3 JAPrO 

Gesellschaftsrecht (3 SWS) 

Gegenstand des Gesellschaftsrechts ist das Recht der privaten Zweckverbände. Aufgabe der Vor-
lesung ist es, die rechtlichen Strukturen der verschiedenen Grundtypen von Personenvereinigungen 
auf der Grundlage des Vereins (§§ 21 ff. BGB) und der Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§§ 705 ff. 
BGB) darzustellen. Es werden insbesondere behandelt: die Personenhandelsgesellschaften wie die 
offene Handelsgesellschaft (OHG, §§ 105 ff. HGB) und die Kommanditgesellschaft (KG, §§ 161 ff. 
HGB) sowie die Kapitalgesellschaften wie die Aktiengesellschaften (AG, AktG) und die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung (GmbH, GmbHG). Einzubeziehen ist die rechtspolitische Entwicklung des 
Gesellschaftsrechts zu einem Unternehmensrecht, das sich typenübergreifend auf das Unterneh-
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men als einer privatrechtlich organisierten Wirtschaftseinheit bezieht. Rechtsformübergreifende Re-
gelungsprobleme wie Einmanngesellschaft, Publikumsgesellschaft, Vorgesellschaft, fehlerhafte Ge-
sellschaft, Minderheitenschutz oder Kapitalanlegerschutz sind schwerpunktmäßig zu behandeln. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 3 JAPrO 

Arbeitsrecht (3 SWS) 

In dieser dreistündigen Vorlesung wird vor allem das Individualarbeitsrecht, also die Rechtsbezie-
hungen der Arbeitsvertragsparteien Arbeitgeber und Arbeitnehmer, behandelt. Schwerpunktmäßig 
werden zunächst die Besonderheiten der Arbeitsbeziehungen erarbeitet, die - ausgehend von dem 
Phänomen der abhängigen Arbeit - zur Herausbildung eines Sonderprivatrechts geführt haben. Da-
bei wird nicht nur die Schutzfunktion des Arbeitsrechts für den Arbeitnehmer herausgestellt, sondern 
deutlich gemacht, wie Arbeitsrechtsbeziehungen das Wirtschaftsleben gestalten und in dieser Form 
wirtschaftsrechtlichen Charakter haben. Dies wird bereits an der Abgrenzung des Arbeitnehmerbe-
griffes von anderen rechtlich strukturierten Formen der Erbringung von Arbeitsleistungen deutlich 
gemacht werden. Den Schuldinhalten des Arbeitsvertragsverhältnisses entsprechend werden 
Rechte und Pflichten des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers dargestellt, die Rechtsprobleme um 
die Begründung des Arbeitsverhältnisses behandelt, die Folgen des Unterbleibens der Arbeitsleis-
tung auf den Vergütungsanspruch, Fragen der Schlechtleistung im Arbeitsverhältnis und schließlich 
die gesamte Problematik der Beendigung von Arbeitsverträgen im Zusammenhang mit dem arbeits-
rechtlichen Bestandsschutz. 
Da die JAPrO den inhaltlichen Schwerpunkt im Fach Arbeitsrecht auf das Individualarbeitsrecht legt, 
bildet dieses den Schwerpunkt der Vorlesung. Arbeitsrecht ist aber nicht verständlich, ohne seine 
kollektivrechtlichen Bezüge zu beachten. In diesem Sinne ist es erforderlich, die Einbettung der 
Rechtsbeziehungen zwischen einzelnem Arbeitgeber und Arbeitnehmer in das komplizierte Geflecht 
kollektiver Normensetzung zu berücksichtigen. Insbesondere die für das Arbeitsrecht spezifischen 
Rechtsquellen wie Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung und deren Auswirkungen auf den einzel-
nen Arbeitsvertrag werden daher dargestellt. Auch die Auswirkungen des Arbeitskampfrechtes auf 
Lohnanspruch, Haftung und Beendigung des Arbeitsvertrages werden behandelt.  
Arbeitsvertragsrechtliche Probleme stellen sich darüber hinaus im internationalen Wirtschaftsver-
kehr. Grenzüberschreitende Betriebsübergänge werfen Fragen auch der europarechtlichen Veran-
kerung des Arbeitsrechts auf. In diesem Zusammenhang wird daher - jeweils bei der Behandlung 
der einzelnen arbeitsrechtlichen Institutionen - besonderes Augenmerk auf die europarechtliche und 
international-rechtliche Einbettung des Arbeitsrechts gelegt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 4 JAPrO 

Internationales Privatrecht (2 SWS) – siehe auch SP 1 und SP 3 

Die Vorlesung vermittelt Grundkenntnisse im Internationalen Privatrecht (IPR), das nach § 8 Abs. 2 
Nr. 5 JAPrO zum Pflichtstoff zählt. Es geht um die auch praktisch bedeutsame Frage, welches Recht 
in einem Rechtsfall mit Auslandsbezug anwendbar ist. Behandelt werden die besondere Terminolo-
gie und Vorgehensweise des IPR, seine zunehmend europäischen Quellen und die Bezüge zu an-
deren Rechtsgebieten, insbesondere dem Internationalen Zivilverfahrensrecht. Im Vordergrund ste-
hen die verschiedenen Gebiete des Privatrechts in ihrer Behandlung bei Auslandsberührung, insbe-
sondere das Vertragsrecht, Deliktsrecht und Sachenrecht. Anhand dieser Rechtsgebiete werden 
gleichzeitig die Institute des sog. Allgemeinen Teils des IPR (z.B. Qualifikation, Vorfrage, renvoi und 
ordre public) dargestellt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 5 JAPrO 

Familienrecht (2 SWS) 

Im Mittelpunkt der Vorlesung stehen auf dem Gebiet des Familienrechts die Bezüge des Familien-
rechts zum bürgerlichen Vermögensrecht. Hierher gehören aus dem Recht der allgemeinen Ehewir-
kungen vor allem die Schlüsselgewalt (§ 1357 BGB), Haftungsmilderungen (§ 1359 BGB) und Ei-
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gentumsvermutungen (§ 1362 BGB). Vom Pflichtstoff vermittelt werden ferner das eheliche Güter-
recht, insbesondere die Verfügungsbeschränkungen im gesetzlichen Güterstand (§§ 1365 ff) und 
der Zugewinnausgleich (§§ 1371 ff BGB). Behandelt werden ferner die Ehevertragsfreiheit und ihre 
Schranken (§§ 1408 ff) sowie schuldrechtliche Ausgleichsansprüche zwischen Eheleuten wegen 
geschäftlicher Mitarbeit und wegen ehebezogener Zuwendungen. 
Im Kindschaftsrecht gehört zum Pflichtstoff die Verwandtschaft (§ 1589 BGB) sowie das Sorgerecht 
der Eltern und die gesetzliche Vertretung minderjähriger Kinder durch Eltern oder Vormund 
(§§ 1626, 1629, 1643, 1795 BGB). Die Vorlesung gibt jedoch – über diesen Pflichtstoff hinaus – 
einen Überblick über weitere wichtige Rechtsinstitute des Ehe- und Kindschaftsrechts. Dies gilt ins-
besondere für das Recht der Ehescheidung und der Scheidungsfolgen, für den Unterhalt zwischen 
Ehegatten und Verwandten, sowie das Recht der ehelichen und nichtehelichen Abstammung. Auf 
diese Weise wird den Studierenden das zum Verständnis der prüfungsrelevanten Teilbereiche er-
forderliche Gesamtbild des geltenden Familienrechts und seiner jüngsten Reformen vermittelt. Die-
ses umfasst auch die im Schnittpunkt zwischen Familien- und Schuldrecht angesiedelte nichteheli-
che Lebensgemeinschaft. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 4.  Spiegelstrich JAPrO 

.4. Sonstige Veranstaltungen 

Übung für Fortgeschrittene im Bürgerlichen Recht (2 SWS) 

Die Übung für Fortgeschrittene gibt Gelegenheit, einzelne Probleme aus dem zivilrechtlichen Vorle-
sungsstoff der ersten drei Semester exemplarisch anhand von Fällen zu vertiefen. Hierbei sollte vor 
allem die Gelegenheit genutzt werden, Fälle mit übergreifenden Problemen der einzelnen Norm-
komplexe und Konkurrenzfragen zur Bearbeitung zu geben. Gegenstand der Klausuren und Haus-
arbeiten kann der gesamte Pflichtstoff der zuvor genannten Vorlesungen sein. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 1 – 6, § 9 Abs. 3 Nr. 1 JAPrO 
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Strafrecht 

1. Veranstaltungen mit Leistungen in der Orientierungs- und Zwischenprüfung 

Strafrecht Allgemeiner Teil (5 SWS) 

Ausgehend von den vorsätzlichen Erfolgsdelikten behandelt der Kurs vorwiegend die allgemeinen 
Lehren vom Verbrechen. Einbezogen sind aus dem Besonderen Teil von den Straftaten gegen die 
Person die Tötungs- und Körperverletzungsdelikte (ohne §§ 217 – 219b StGB). Auf der Grundlage 
dieser Straftatbestände werden im Rahmen der Tatbestandslehre die Fragen der Kausalität und 
objektiven Zurechnung entwickelt. Bei der Rechtswidrigkeit stehen mit der Notwehr, dem rechtferti-
genden Notstand und der Einwilligung die wichtigsten Rechtfertigungsgründe im Mittelpunkt. Die 
Schuldlehre hat die persönliche Verantwortlichkeit des Menschen zum Gegenstand; Schuldunfähig-
keit und Entschuldigungsgründe können die Strafbarkeit ausschließen. Eine große Bedeutung ha-
ben Irrtumsfragen. Versuch und Rücktritt sowie die Teilnahmelehre (mittelbare Täterschaft, Mittäter-
schaft, Anstiftung, Beihilfe) sind weitere wichtige Schwerpunkte. Fragen der Falllösungstechnik wer-
den integriert. 

Neben der Abschlussklausur wird auch eine Zwischenprüfungshausarbeit angeboten. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 7 lit. a, lit. b 6./7.  Spiegelstrich JAPrO 

Strafrecht Besonderer Teil I (4 SWS) 

Behandelt werden zunächst die – im Kurs Strafrecht Allgemeiner Teil noch nicht erörterten – restli-
chen Fragen des Allgemeinen Teils, nämlich das Fahrlässigkeits- und Unterlassungsdelikt (ein-
schließlich der Unterlassenen Hilfeleistung) sowie die Konkurrenzlehre. 
Zum Lehrinhalt gehören weiter die noch nicht im Rahmen des Allgemeinen Teils erörterten Strafta-
ten gegen die Person (Freiheits- und Beleidigungsdelikte sowie Hausfriedensbruch). Im Mittelpunkt 
dieses Hauptkurses zum Besonderen Teil stehen die Vermögensdelikte, also die Straftaten gegen 
das Eigentum (z.B. Diebstahl, Unterschlagung, Raub) und gegen das Vermögen als Ganzes (z.B. 
Betrug, Erpressung, Untreue) sowie die Anschlussdelikte (einschließlich der Strafvereitelung). Fra-
gen der Falllösungstechnik werden integriert.  

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 7 lit. a, lit. b 5./8.-12.  Spiegelstrich JAPrO 

Strafrecht Besonderer Teil II (2 SWS) 

Gegenstand dieses Kurses sind die Delikte gegen die Allgemeinheit, soweit sie gem. § 8 Abs. 2 
Nr. 7b JAPrO zum Prüfungsstoff gehören. Dazu zählen Urkundenstraftaten, Brandstiftungs- und 
Verkehrsdelikte, Vollrausch sowie Straftaten gegen die Staatsgewalt und Rechtspflege. Auch die 
Korruptionsdelikte werden behandelt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 7 lit. b 1.-4./13.-16.  Spiegelstrich JAPrO 

2. Veranstaltungen mit Leistungen in der Zwischenprüfung 

Strafprozessrecht (3 SWS) 

Der Kurs behandelt den Pflichtfachstoff gem. § 8 Abs. 2 Nr. 8 JAPrO. Danach sind im Überblick zu 
erörtern: Die gerichtsverfassungsrechtlichen Grundlagen; die allgemeinen Verfahrensgrundsätze; 
aus dem Ermittlungsverfahren die Zwangsmittel und Eingriffsbefugnisse; aus dem Hauptverfahren 
die Beteiligten, der Gang des Verfahrens und das Beweisrecht; Fragen der Rechtskraft.  

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 8 JAPrO 
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3. Sonstige Veranstaltungen 

Übung für Fortgeschrittene im Strafrecht (2 SWS) 

Die Übung hat den gesamten Stoff des Pflichtfachs Strafrecht (Allgemeiner Teil des Strafrechts und 
Delikte des Besonderen Teils des StGB sowie das Strafprozessrecht) gem. § 8 Abs. 2 Nr. 7, 8 JA-
PrO zum Gegenstand. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 7 – 8, § 9 Abs. 3 Nr. 1 JAPrO 
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Öffentliches Recht 

1. Veranstaltungen mit Leistungen in der Orientierungs- und Zwischenprüfung 

Staatsorganisationsrecht (4 SWS) 

Die gesamte innerstaatliche Rechtsordnung basiert auf dem Grundgesetz. Das Jurastudium hat da-
her mit den Grundprinzipien unserer Verfassung zu beginnen, die in diesem Kurs vermittelt werden: 
Das Demokratieprinzip wird durch alle Verfassungsbestimmungen konkretisiert, welche die Bil-
dung der obersten Staatsorgane regeln (institutionelle Regelung der Staatsorganisation). Gewalten-
teilung und Bundesstaatsprinzip bilden die Grundlage für die Verteilung der Funktionen von Ge-
setzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung auf Bund und Länder und ihre verschiedenen Behör-
den (funktionelle Regelung der Staatsorganisation). Die so fundierte Staatsgewalt wird durch das 
Rechtsstaat- und das Sozialstaatsprinzip inhaltlich gebunden. Der aus dem Rechtsstaatsprinzip 
folgende Anspruch auf effektiven Rechtsschutz wird im Verfassungsrecht durch die verschiedenen 
Verfahrensarten des verfassungsgerichtlichen Rechtsschutzes gewährleistet. Ausgehend von die-
sen Grundprinzipien, werden Stellung und Aufgaben der obersten Bundesorgane im Einzelnen be-
sprochen, also des Bundestages und des Bundesrats, der Bundesregierung, des Bundespräsiden-
ten und des Bundesverfassungsgerichts. Gleichzeitig wird die Methodik der Verfassungsinterpreta-
tion vermittelt, um zur selbständigen Lösung verfassungsrechtlicher Probleme anzuleiten. 
Deutschland ist Mitglied der Europäischen Union. Das Recht dieser Europäischen Gemeinschaft 
geht im Rang sogar dem Grundgesetz vor. Es prägt alle Bereiche des innerstaatlichen Rechts und 
hat auch für Auslegung und Anwendung des Grundgesetzes große Bedeutung. Daher kann das 
Staatsrecht nicht ohne Berücksichtigung des Europarechts dargestellt werden. Im Einzelnen geht 
es um die Stellung Deutschlands innerhalb der Europäischen Union, um deren Organisation und 
ihre Auswirkungen auf die deutschen Staatsorgane und die Ausübung ihrer Funktionen. Darüber 
hinaus ist kurz auch auf das Europarecht im weiteren Sinne einzugehen. Schließlich darf die Ein-
gliederung Deutschlands in die Völkergemeinschaft nicht vernachlässigt werden. Daher sind die 
Auswirkungen des Völkerrechts auf das innerstaatliche Recht darzustellen, insbesondere das Ver-
hältnis dieser beiden Rechtsordnungen einschließlich der Notwendigkeit, Völkerrecht in innerstaat-
liches Recht zu transformieren, um ihm hier Geltung zu verschaffen. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 1.  Spiegelstrich JAPrO 

Grundrechte (4 SWS) 

Am Beispiel ausgewählter Grundrechte werden die verschiedenen Grundrechtstheorien dargestellt 
und die allgemeinen Probleme der Grundrechte herausgearbeitet. Hierzu zählen insbesondere ihre 
Funktionen, die Frage ihrer Adressaten, Garantie und Reichweite ihres sachlichen und persönlichen 
Geltungsbereichs sowie die Grundsätze, die bei ihrer gesetzlichen Konkretisierung und Beschrän-
kung zu beachten sind. Unter besonderer Berücksichtigung der Rechtsprechung wird ausführlich 
eingegangen vor allem auf die Grundrechte der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 I GG), der 
Meinungsfreiheit (Art. 5 I, II GG), der Berufsfreiheit (Art. 12 GG), der Eigentumsgarantie (Art. 14 GG) 
und auf den Gleichheitssatz (Art. 3 GG). 
Neben der Abschlussklausur wird auch eine Zwischenprüfungshausarbeit angeboten. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 1.  Spiegelstrich JAPrO 

Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungsprozessrecht (4 SWS) 

Gegenstand der Vorlesung sind zunächst die Grundlagen und Grundformen des Verwaltungshan-
delns. Hierzu gehören vor allem Art und Form der Rechtsbindung der Verwaltung (insbesondere 
Öffentliches/Privates Recht; Rechtsquellen; Gesetzmäßigkeitsprinzip, Ermessen/unbestimmter 
Rechtsbegriff; subjektives öffentliches Recht), die Lehre vom Verwaltungsakt (insbesondere Begriff, 
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Geltung, Fehlerlehre, Nebenbestimmungen) sowie der Erörterung sonstiger Handlungsformen (ins-
besondere Normen, Realakte, öffentlich-rechtlicher Vertrag). Gegenstand der Lehrveranstaltung ist 
ferner die Verwaltungsorganisation. Schließlich werden das Allgemeine Verwaltungsverfahrensrecht 
und die Grundlagen der Verwaltungsvollstreckung vermittelt. Der das verwaltungsgerichtliche Ver-
fahren betreffende Teil umfasst die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs, die einzelnen Klagearten 
(Anfechtungsklage, Verpflichtungsklage, Feststellungsklage, allgemeine Leistungsklage, Normen-
kontrollantrag), die Beteiligten des Verfahrens sowie die übrigen Voraussetzungen für den Erlass 
eines Urteils (Sachurteilsvoraussetzungen). Ferner sollen der Gang des Verfahrens und die hierbei 
zu beachtenden Grundsätze sowie Fragen des vorläufigen Rechtsschutzes und der Einlegung von 
Rechtsmitteln erörtert werden. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 2.  Spiegelstrich, Abs. 10 JAPrO 

2. Veranstaltungen mit Leistungen in der Zwischenprüfung 

Polizeirecht (2 SWS) 
Das Polizeirecht bildet den Prototyp der hauptsächlich durch Eingriffsakte gekennzeichneten Ord-
nungsverwaltung und macht so die vor allem rechtsstaatlichen Voraussetzungen und Sicherungen 
für derartige Maßnahmen deutlich. Ausgegangen wird vom allgemeinen Polizeirecht, das der Ab-
wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dient. Dabei werden insbesondere 
der Begriff der polizeilichen Gefahr, die Voraussetzungen des polizeilichen Einschreitens, die Hand-
lungsformen des polizeilichen Tätigwerdens, die Durchsetzung polizeilicher Anordnungen sowie po-
lizeirechtstypische Rechtsschutzfragen erörtert. Im Überblick wird die polizeiliche Organisation dar-
gestellt. Ergänzend werden ausgewählte Fragen aus einzelnen Gebieten des besonderen Polizei-
rechts vorgestellt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 3./4.  Spiegelstrich JAPrO 

Kommunalrecht und Öffentliches Baurecht (3 SWS) 
Diese Lehrveranstaltung betrifft das Recht der Gemeinden, der Landkreise und der kommunalen 
Zusammenschlüsse (Verwaltungsgemeinschaften, Zweckverbände usw.). Im ersten Teil wird das 
Gemeinderecht behandelt. Dabei geht es vor allem um die Einordnung der Gemeinden in den Ge-
samtaufbau der staatlichen Verwaltung, die verfassungsrechtliche Garantie der kommunalen Selbst-
verwaltung, die Organisation und die Aufgaben der Gemeindeorgane (Gemeinderat, Bürgermeister), 
die Mitwirkungsrechte der Bürger, die Wahrnehmung gemeindlicher Aufgaben, die wirtschaftliche 
Betätigung der Gemeinden, das Haushalts- und Finanzwesen der Gemeinden sowie schließlich die 
staatliche Aufsicht über die Gemeinden. Im zweiten Teil werden sodann die Landkreise und die 
kommunalen Zusammenschlüsse behandelt, wobei weitgehend auf das Gemeinderecht zurückge-
griffen werden kann. 
Das öffentliche Baurecht umfasst neben dem Bauordnungsrecht als spezielles Polizeirecht das Bau-
planungsrecht als eine eigenständige Materie. Dieses hat paradigmatische Bedeutung für die staat-
liche Planung und ihre besonderen rechtsstaatlichen und demokratischen Anforderungen. Den ei-
nen Schwerpunkt bildet die Bauleitplanung. Sie umfasst insbesondere die formellen und inhaltlichen 
Bindungen bei der Aufstellung der Pläne, das Verfahren, die Beteiligungs- und Rechtsschutzmög-
lichkeiten sowie die Verwirklichung und Sicherung der Planung. Den anderen Schwerpunkt bilden 
die bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen für das konkrete Bau-
vorhaben. Abschließend werden noch Fragen des illegalen Bauens und des Nachbarschutzes erör-
tert. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 4.  Spiegelstrich JAPrO 
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Europarecht I (Supranationalität des Unionsrechts) (2 SWS) 

Ziel der Pflichtvorlesung „Europarecht“ ist die Vermittlung der Grundlagen der europäischen Rechts-
ordnung mit Blick auf deren vielfache Einwirkung auf das nationale Recht.  Hiernach stehen im Vor-
dergrund die Supranationalität der Rechtsordnung, die Handlungsformen des Unionsrechts (insb. 
Richtlinien), der indirekte Vollzug durch die Mitgliedstaaten sowie der richterliche Dialog zwischen 
nationalen Gerichten und EuGH.  Die Veranstaltung richtet sich an alle Jurastudierenden unter Ein-
schluss von Erasmus- und Nebenfachstudierenden. Detailfragen des Europarechts werden erst im 
Rahmen der verschiedenen Schwerpunktbereiche behandelt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 11 1.-3./6.  Spiegelstrich JAPrO 

3. Veranstaltungen ohne Zwischenprüfungsleistung 

Internationales Öffentliches Recht (2 SWS) – siehe auch SP 4 und SP 7 

Viele Juristen und Juristinnen gehen zu Unrecht davon aus, dass das Völker- und Europarecht eine 
Materie für Spezialisten sei. Dem ist nicht so. Die Eingebundenheit des Staates in die internationale 
Rechtsordnung führt dazu, dass sich überstaatliches und innerstaatliches Recht mehr und mehr 
durchdringen und überschneiden. Diese Schnittstelle wird in der Vorlesung zum Internationalen Öf-
fentlichen Recht abgebildet: Es geht nicht um Grundbegrifflichkeiten des Völker- und Europarechts, 
die in anderen Vorlesungen vermittelt werden, sondern um die Verzahnung des deutschen Rechts 
mit europäischen und internationalen Entwicklungen – bis hinein in die Kernbereiche des Staats- 
und Verwaltungsrechts bis hin zum Prozessrecht. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- 
und Nebenfachstudierende.  

Pflichtstoff: § 8 Abs. 3 JAPrO 

Öffentliches Sachenrecht/ Staatshaftungsrecht (2 SWS) 

Die Vorlesung behandelt zwei in sich abgeschlossene Rechtsmaterien, die nur aus zeitlichen Grün-
den in einem Kurs behandelt werden. Sie bilden die restlichen Teilgebiete des Allgemeinen Verwal-
tungsrechts. 
Gegenstand des öffentlichen Sachenrechts sind der Rechtsstatus und die Benutzung öffentlicher 
Sachen. Wird eine Sache durch Widmung zur öffentlichen Sache, sind fortan für deren Rechtslage 
spezifische öffentlich-rechtliche Grundsätze maßgeblich. Zu diesem kommen besondere Bestim-
mungen und Rechtsformen für die Nutzung dieser Sachen, wie z.B. der Gemeingebrauch, die Son-
dernutzung von Sachen im Gemeingebrauch und die anstaltliche Nutzung. Das öffentliche Sachen-
recht hat weithin paradigmatische Bedeutung für die Verwaltung als Leistungsträger. Es kann daher 
zugleich als Einführung in diesen Funktionsbereich der Verwaltung angesehen werden.  
Das Staatshaftungsrecht umfasst zunächst öffentlich-rechtliche Leistungsansprüche des Bürgers 
gegen den Staat soweit sie aus Enteignung, enteignungsgleichem Eingriff oder aus Aufopferung 
hergeleitet werden. Weiter zählen zu diesem Rechtsgebiet die Ansprüche aus Amtshaftung und Ge-
fährdungshaftung sowie Ansprüche aus der allgemeinen Haftung des Staates für rechtswidriges pri-
vatrechtliches Handeln. Schließlich werden gemeinhin auch der Folgenbeseitigungsanspruch und 
öffentlich-rechtliche Erstattungsansprüche behandelt. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 3.  Spiegelstrich JAPrO 

Europarecht II (Grundfreiheiten & Grundrechte) (2 SWS) 

Gegenstand der Pflichtvorlesung „Europarecht II“ ist das materielle EU-Recht.  Es geht um die Ver-
mittlung von Grundkenntnissen zur Unionsbürgerschaft, der Charta der Grundrechte, den Grundfrei-
heiten sowie der Stellung Europas in der Welt.  Speziell die europäischen Grundrechte erlangen 
aufgrund der Grundrechtecharta eine neue Schlagkraft. Hinzu tritt die traditionelle Gewährleistung 
der wirtschaftlichen Grundfreiheiten im Binnenmarkt, die das Handeln der Mitgliedstaaten auch in 
denjenigen Rechtsgebiete einschränken, in denen die EU über keine Gesetzgebungskompetenz 
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verfügt. Zudem wirken zahlreiche Bestimmungen des Völkerrechts innerstaatlich als EU-Recht; aus 
diesem Grund richtet sich der Blick abschließend auf das auswärtige Handeln. Die Veranstaltung 
richtet sich an alle Jurastudierenden unter Einschluss von Erasmus- und Nebenfachstudierenden. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 11 4.-5.  Spiegelstrich JAPrO 

4. Sonstige Veranstaltungen 

Übung im öffentlichen Recht für Fortgeschrittene (2 SWS) 

Die Übung dient der vertieften Vermittlung der öffentlich-rechtlichen Falltechnik und der Vorbereitung 
auf die öffentlich-rechtlichen Klausuren der Ersten Juristischen Staatsprüfung. Vorausgesetzt wird 
das Wissen, das in den öffentlich-rechtlichen Kursen des Pflichtfachstudiums behandelt wurde. 

Pflichtstoff: § 8 Abs. 2 Nr. 9 – 11, § 9 Abs. 3 Nr. 1 JAPrO 
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Schwerpunktbereichsstudium 

Schwerpunktbereich 1: Wettbewerbs- und Immaterialgüterrecht 

Der Schwerpunktbereich gliedert sich in Pflichtveranstaltungen und Wahlpflichtveranstaltungen. Die 
Studierenden wählen aus den im Wahlpflichtbereich ausgewiesenen Veranstaltungen zwei zur Be-
legung im Schwerpunktstudium aus. Eine gesonderte Erklärung oder Anmeldung hierzu ist nicht 
erforderlich. 

Patentrecht (2 SWS) 

Im Zentrum der Vorlesung steht das Patentrecht. Ein Patent wird an einer Erfindung erteilt, die neu 
ist, auf einer erfinderischen Tätigkeit beruht und gewerblich anwendbar ist. Dargestellt werden die 
sachlichen Voraussetzungen der Patenterteilung: der Begriff und das Wesen einer Erfindung sowie 
die Schranken der Patentierbarkeit einer technischen Erfindung. Die Entstehung und der Wegfall 
eines Patents sowie die Wirkung des Patents und seine Durchsetzung werden behandelt. Die 
Grundzüge des europäischen Patentrechts werden dargestellt. Das Gebrauchsmusterrecht und das 
Arbeitnehmererfinderrecht werden im Überblick erörtert. In einem Ausblick wird das Recht des Tech-
nologietransfers einbezogen. 

Kennzeichenrecht (2 SWS) 

Gegenstand der Vorlesung ist das Markenrecht, das Unternehmenskennzeichenrecht, das Recht 
der geografischen Herkunftsangaben, das Domainrecht und das Namensrecht. Im Zentrum der Vor-
lesung stehen das deutsche Markenrecht und das europäische Gemeinschaftsmarkenrecht. Behan-
delt werden die Voraussetzungen, der Inhalt und die Schranken des Schutzes von Marken, sowie 
die Übertragung und die Lizenzierung von Markenrechten. Gegenstand der Vorlesung ist auch das 
Recht der Unternehmenskennzeichen und der Werktitelschutz. Das europäische Schutzsystem der 
geografischen Herkunftsangaben wird erörtert. In einem Überblick wird das internationale System 
des Markenschutzes behandelt.  

Urheberrecht (2 SWS) 

Gegenstand des Urheberrechts ist der Schutz von kulturellen Geistesschöpfungen. Behandelt wer-
den der gesetzliche Werkbegriff, die Urheberschaft an Werken, der Inhalt des Urheberrechts, wie 
namentlich das Urheberpersönlichkeitsrecht und die Verwertungsrechte, sowie die Schranken des 
Urheberrechts. Die verwandten Schutzrechte (Leistungsschutz) werden im Überblick dargestellt. Die 
Grundzüge des Verlagsrechts (Verlagsvertrag und sonstige Verwertungsverträge wie etwa der Film-
vertrag) werden erörtert.  

Kartellrecht (2 SWS) 

Die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland wird im Wesentlichen gekennzeichnet 
durch die Wettbewerbsordnung, verstanden als sich spontan und polyzentrisch koordinierende Ord-
nung des wirtschaftlichen Lebens. Weitergehend als durch das Grundgesetz wird die Wirtschafts-
ordnung durch Art. 119 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf eine „offene 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“ festgelegt. Damit der Wettbewerb seine Funktionen erfüllen 
kann, bedarf er des Schutzes. Ihn bezweckt das Wettbewerbsrecht im weiteren Sinne, bestehend 
aus dem Kartellrecht einerseits und dem Lauterkeitsrecht andererseits. 
Ein allgemeiner Teil der Veranstaltung „Kartellrecht“ führt in die Entwicklung, die Schutzzwecke so-
wie das Sanktionensystem im Kartellrecht ein. Der Schwerpunkt der Veranstaltung liegt auf den 
klassischen Kartelltatbeständen: horizontale und vertikale wettbewerbsbeschränkende Vereinba-
rungen, Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung. Daneben wird die Fusionskontrolle dar-
gestellt.  
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In besonderen Abschnitten wird auf die Besonderheiten von Plattformökonomien, das Spannungs-
verhältnis zwischen Kartell- und Immaterialgüterrecht, den Staat als Akteur im Wirtschaftsleben so-
wie das Vergaberecht eingegangen. 

Lauterkeitsrecht (2 SWS) 

Geht es dem Kartellrecht um den Schutz der Freiheit des Wettbewerbs vor Selbstaufhebung durch 
die Wettbewerber, so steht im Lauterkeitsrecht der Schutz des Wettbewerbs vor Verfälschungen 
durch unlautere geschäftliche Handlungen im Vordergrund.  
In einem allgemeinen Teil wird neben der Entwicklung, den Schutzzwecken, den Vorgaben des Eu-
roparechts und dem Sanktionensystem im Gewerblichen Rechtsschutz der Umgang mit einer Ge-
neralklausel als methodischer Besonderheit des Lauterkeitsrechts besprochen. 
Im besonderen Teil werden Sondertatbestände (Irreführungsverbot, aggressive geschäftliche Hand-
lungen, Belästigungen, allgemeine und gezielte Mitbewerberbehinderung, Ausnutzung fremder Leis-
tungen, vergleichende Werbung, Rechtsbruch) erläutert.  

Internationales Privatrecht (Wahlpflicht) (2 SWS) 

Die Vorlesung vermittelt Grundkenntnisse im Internationalen Privatrecht (IPR), das nach § 8 Abs. 2 
Nr. 5 JAPrO zum Pflichtstoff zählt. Es geht um die auch praktisch bedeutsame Frage, welches Recht 
in einem Rechtsfall mit Auslandsbezug anwendbar ist. Behandelt werden die besondere Terminolo-
gie und Vorgehensweise des IPR, seine zunehmend europäischen Quellen und die Bezüge zu an-
deren Rechtsgebieten, insbesondere dem Internationalen Zivilverfahrensrecht. Im Vordergrund ste-
hen die verschiedenen Gebiete des Privatrechts in ihrer Behandlung bei Auslandsberührung, insbe-
sondere das Vertragsrecht, Deliktsrecht und Sachenrecht. Anhand dieser Rechtsgebiete werden 
gleichzeitig die Institute des sog. Allgemeinen Teils des IPR (z.B. Qualifikation, Vorfrage, renvoi und 
ordre public) dargestellt. 

Grundlagen des privaten Wirtschaftsrechts (Wahlpflicht) (2 SWS) 

Die Studierenden sollen die verbindenden Elemente innerhalb der disparaten Materie des privaten 
Wirtschaftsrechts kennenlernen. Diese sind im Kern auf die Verbindung klassisch privatrechtlicher 
Regelungsstrukturen mit der an sich nach überkommener Auffassung im öffentlichen Recht verwur-
zelten Aufgabe, Allgemeininteressen angemessen Rechnung zu tragen, zurückzuführen. Die promi-
nente Bedeutung, die insoweit dem Wettbewerbsschutz zukommt, macht eine Befassung mit dessen 
ökonomischen Grundlagen erforderlich. Daneben sind verschiedene methodische Besonderheiten 
(Einsatz von Generalklauseln; Prognoseentscheidungen und wirtschaftspolitische Gestaltungsfrei-
räume; funktionale Auslegung) auf das Ziel des Wettbewerbsschutzes zurückzuführen. Ein weiterer 
Gesichtspunkt, der eine gemeinsame Darstellung der verschiedenen Gebiete des Wirtschaftsprivat-
rechts trägt, ist in der Fortsetzung der Schutzzweckproblematik auf der Sanktionenebene zu erken-
nen.  

Öffentliches Wirtschaftsrecht (Wahlpflicht) (3 SWS) 

In der Vorlesung Öffentliches Wirtschaftsrecht werden zunächst die verfassungs-, europa- und ver-
waltungsrechtlichen Grundlagen des öffentlichen Wirtschaftsrechts gelehrt. Aus dem Wirtschafts-
verfassungsrecht zählen zu diesen Grundlagen u.a. die Berufs- und die Eigentumsfreiheit des 
Grundgesetzes. Im Europarecht baut die Vorlesung auf den Kenntnissen aus den Vorlesungen Eu-
roparecht I + II auf und vertieft diese. Sie wird durch die Vorlesung Grenzüberschreitende Wirt-
schaftstätigkeit im EU-Binnenmarkt ergänzt. Aus dem Verwaltungsrecht gehören zu den Grundlagen 
vornehmlich die Aufgaben der nationalen und europäischen Wirtschaftsverwaltung (z. B. Gefahren-
abwehr, Wirtschaftsförderung, Kartellaufsicht, Wirtschaftslenkung), ihre Organisation (Europäische 
Behörden, staatliche Verwaltung und Selbstverwaltung), die Handlungsinstrumente (Ge- und Ver-
bote, Steuern und Subventionen, kooperatives Verwaltungshandeln, Vergabe öffentlicher Aufträge, 
wirtschaftliche Betätigung des Staates, insbesondere der Gemeinden) und die Rechtsfragen der 
Privatisierung und Regulierung, jeweils einschließlich des Rechtsschutzes.  
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Auf dieser Grundlage werden ausgewählte Bereiche des Besonderen Wirtschaftsrechts erarbeitet. 
Hierzu zählen das allgemeine und besondere Gewerberecht (z.B. Handwerks- und Gaststättenrecht) 
sowie das Recht infrastrukturgebundener Leistungserbringung und ihrer Regulierung (Telekommu-
nikation, Verkehr, Versorgung). Bezüge zum Umwelt- und Planungsrecht (Immissionsschutzrecht, 
Infrastrukturplanung) werden skizziert. 

Recht des EU-Binnenmarkts (Wahlpflicht) (2 SWS) 

In Vertiefung der Pflichtvorlesungen zum Europarecht behandelt die Veranstaltung die Vorgaben 
des Unionsrechts für die grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit. Ziel ist die Vermittlung der Rah-
menbedingungen für die vertiefte Behandlung ausgewählter Rechtsfragen in den Spezialvorlesun-
gen der beteiligten Schwerpunktbereiche Nr. 1, 4 und 7. Erster Gegenstand sind die Grundfreiheiten 
des Binnenmarkts mit der ergänzenden Rechtsharmonisierung zur Gewährleistung des freien Ver-
kehrs von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital. Zweiter Schwerpunkt sind die Diskrimi-
nierungsverbote des Unionsrechts unter Einschluss der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der Unions-
bürgerschaft sowie den Regeln für Drittstaatsangehörige. Abschließend werden ausgewählte Markt-
ordnungspolitiken behandelt. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- und Nebenfachstu-
dierende mit Grundkenntnissen im Europarecht. 
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Schwerpunktbereich 2: Arbeits- und Sozialrecht 

Betriebsverfassungs- und Unternehmensmitbestimmungsrecht (2 SWS) 

In dieser Lehrveranstaltung werden die Funktionen der Betriebsverfassung und die betriebsverfas-
sungsrechtlichen Institutionen dargestellt. Die Stellung der Betriebsverfassung zwischen Arbeitsver-
tragsrecht und Koalitionsrecht wird in einer Grundlegung herausgearbeitet. Dabei wird gezeigt, wie 
eine auf betrieblicher Ebene agierende Interessenvertretung vor dem Hintergrund der grundsätzlich 
garantierten Koalitionsfreiheit zu den Gewerkschaften und überbetrieblichen Interessenvertretungen 
in Bezug gesetzt ist. Andererseits wird dargelegt, wie die betriebsverfassungsrechtlichen Rechtsin-
stitute auf das einzelne Arbeitsverhältnis einwirken. Bei der konkreten Darstellung des Betriebsver-
fassungsrechts wird ein Überblick über Aufbau und Struktur der Belegschaftsvertretung in Betrieb, 
Unternehmen und Konzern gegeben und hierbei die einzelnen Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats erörtert. Entsprechend dem Aufbau des Betriebsverfassungsgesetzes werden die Mitwirkungs-
rechte der Belegschaft in personellen, sozialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten ausführlich 
besprochen. Die betriebsverfassungsrechtliche Form der Mitwirkung in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten wird dann überleiten zur unternehmensrechtlich ausgeprägten Mitbestimmung nach den Mit-
bestimmungsgesetzen. Die Verzahnung betrieblicher Organisationsregelungen mit dem Gesell-
schafts- und insbesondere Umwandlungsrecht wird dabei stets im Auge behalten. 

Koalitions-, Tarifvertrags- und Arbeitskampfrecht (2 SWS) 

Im ersten Teil dieser Lehrveranstaltung werden die grundgesetzliche Gewährleistung der Koalitions-
freiheit sowie deren individual- und kollektivrechtliche Aspekte einschließlich der sogenannten ne-
gativen und positiven Koalitionsfreiheit und der Zusammenhang mit der Tarifautonomie dargestellt. 
Darauf bauen die Ausführungen zu den rechtlichen Problemen des Tarifvertrags im zweiten Teil der 
Vorlesung auf. Es geht zunächst um Fragen der tariflichen Regelungsbefugnis und Tariffähigkeit 
sowie um die Auswirkungen der Tarifpolitik auf gesamtwirtschaftliche Vorgänge. Die Rechtswirkung 
des Tarifvertrags, dessen zulässiger Inhalt und das rechtlich geordnete Verhältnis zwischen den 
Koalitionen bilden einen weiteren Gegenstand der Vorlesung. Im dritten Teil der Vorlesung geht es 
um das Arbeitskampfrecht. Die Zulässigkeitsschranken von Arbeitskämpfen, ihre rechtlichen Folgen 
sowie der Zusammenhang des Arbeitskampfrechts mit einem liberalen Wirtschaftssystem werden 
herausgearbeitet. Besonderer Wert wird dabei auf Darstellung und Kritik moderner Arbeitskampffor-
men gelegt. Einbezogen werden in der gesamten Lehrveranstaltung stets die wirtschaftlichen und 
gesamtgesellschaftlichen Bezüge des Koalitions-, Tarifvertrags- und Arbeitskampfrechts.  

Internationales und Europäisches Arbeits- und Sozialrecht (2 SWS) 

Im ersten Teil der Lehrveranstaltung werden zunächst die kollisionsrechtlichen Bezüge und sach-
rechtlichen Implikationen von grenzüberschreitenden Arbeitsverhältnissen dargelegt. Daran schließt 
sich im zweiten Teil der Vorlesung die Darstellung der Grundlagen des europäischen Arbeitsrechts 
an. Ausgangspunkt der Erörterung sind die Behandlung der Grundfreiheiten des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, und hier insbesondere die Dienstleistungsfreiheit und Arbeit-
nehmerfreizügigkeit sowie das grundsätzliche Verbot der Diskriminierung im Arbeitsleben, insbe-
sondere wegen des Geschlechts. Einen weiteren wichtigen Abschnitt stellen die Kompetenzgrund-
lagen der EU sowie die Rechtsetzungsinstrumente der EU im Arbeitsrecht dar. Auf dieser Basis 
werden im dritten Teil der Lehrveranstaltung konkrete Rechtsetzungsmaßnahmen der EU erörtert. 
Aus dem Bereich des Individualarbeitsrechts werden hierbei insbesondere die Betriebsübergangs-
richtlinie, die zahlreichen Gleichbehandlungsrichtlinien, die Nachweisrichtlinie sowie weitere den Be-
standsschutz des Arbeitsverhältnisses betreffende Rechtsetzungsakte und deren Auswirkungen auf 
das Individualarbeitsrecht besprochen. Im kollektiv arbeitsrechtlichen Bereich ist insbesondere von 
Bedeutung die Richtlinie über Europäische Betriebsräte. Ein weiterer Gegenstandsbereich der Lehr-
veranstaltung ist das europäische Arbeitsschutzrecht, welches das deutsche System des Arbeits-
schutzes weithin überlagert hat. 
Im Bereich des Sozialrechts werden zum Europäischen Sozialrecht die EU-rechtlichen Regelungen 
behandelt, die unter den Mitgliedsstaaten gelten und das Sozialrecht der Mitgliedsstaaten betreffen. 
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Unterschieden wird hier zwischen dem sogenannten koordinierenden und dem sogenannten har-
monisierenden Sozialrecht.  Das Internationale Sozialrecht befasst sich mit dem Teil des nationalen 
Sozialrechts, das die Frage seiner Geltung im Verhältnis zu anderen (Sozial)Rechtsordnungen bei 
internationalen Sachverhalten regelt.  

Arbeits- und sozialgerichtliches Verfahren (2 SWS) 

a. Arbeitsprozessrecht 
Gegenstand dieser Lehrveranstaltungen sind die Besonderheiten des arbeitsgerichtlichen Verfah-
rens. Die Lehrveranstaltung knüpft an die Grundvorlesung Zivilprozessrecht an. Erörtert werden die 
Besonderheiten des arbeitsgerichtlichen Verfahrens, wie sie insbesondere in der gesetzlichen Re-
gelung des Arbeitsgerichtsgesetzes, aber auch darüber hinaus in anderen Rechtsgrundlagen, etwa 
der europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung, ihren Niederschlag gefunden ha-
ben. Behandelt wird zunächst das arbeitsgerichtliche Urteilsverfahren einschließlich der Besonder-
heiten von Kündigungsschutzprozessen. Darüber hinaus wird das in betriebsverfassungsrechtlichen 
Streitigkeiten anwendbare arbeitsgerichtliche Beschlussverfahren dargestellt. Einen weiteren 
Schwerpunkt der Vorlesung bilden prozessuale Fragen im Zusammenhang mit grenzüberschreiten-
den Arbeitsverträgen (gerichtliche Zuständigkeit, Gerichtsstandsvereinbarungen). Die Verbindungs-
linien zum materiellen Individual- und Kollektivarbeitsrecht werden hergestellt. 
b. Sozialgerichtsverfahren 
In dieser Lehrveranstaltung werden aufbauend auf den Grundvorlesungen des Zivil- und Verwal-
tungsprozessrechts die Besonderheiten des sozialgerichtlichen Verfahrens behandelt. Im Mittel-
punkt stehen neben der Rechtswegzuständigkeit die Klagearten, die allgemeinen Verfahrensgrund-
sätze, das Vorverfahren und das Verfahren im ersten Rechtszug sowie der vorläufige Rechtsschutz. 

Grundzüge des Sozialrechts (Sozialrecht I) (2 SWS) 

In dieser Lehrveranstaltung werden zunächst die Grundlagen des Sozialrechts (Begriff, Rechtsquel-
len, verfassungsrechtliche Vorgaben) sowie die Einbindung dieses Rechtsgebiets als Teil der Ge-
samtrechtsordnung (insbesondere in Bezug auf das Öffentliche Recht, Arbeitsrecht und Haftungs- 
sowie Familienrecht) dargestellt. Hiervon ausgehend werden dann die Grundzüge der verschiede-
nen Sozialrechtsbereiche, und zwar des Sozialversicherungsrechts, des Rechts der sozialen Ent-
schädigung, des Sozialhilferechts und des Rechts der sozialen Förderung behandelt. 

Vertiefung im Sozialrecht (Sozialrecht II) (2 SWS) 

Gegenstand der Vorlesung sind zentrale Fragen der verschiedenen Sozialversicherungszweige. Be-
zogen auf die gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) werden wesentlich die Rentenleistungen, 
die Grundlagen der Leistungsberechnung sowie die Finanzierung behandelt. In den Zweigen der 
gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V) und der gesetzlichen Pflegeversicherung (SGB XI) ste-
hen die jeweiligen Versicherungsfälle mit den daran anknüpfenden Leistungen, die Grundzüge des 
Leistungserbringungsrechts sowie die Ausgestaltung der Finanzierung im Vordergrund. Bei der Ar-
beitslosenversicherung (SGB III) wird besonders auf deren Einbettung in das Recht der Arbeitsför-
derung sowie die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld eingegangen. Abgrenzend werden die 
systematischen, inhaltlichen und organisatorischen Unterschiede der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende nach dem SGB II behandelt. Schließlich stehen bezogen auf den Zweig der gesetzlichen 
Unfallversicherung (SGB VII) deren Besonderheiten im Vergleich zu den anderen Sozialversiche-
rungszweigen sowie die Versicherungsfälle Arbeitsunfall und Berufskrankheit im Mittelpunkt. 

Ergänzungenveranstaltungen (je 1 SWS) 

Die Ergänzungsveranstaltungen sollen das im Betriebs-, Arbeits- und Sozialrecht erlernte in be-
stimmten Aspekten aus der Praxis vertiefen und so das Verständnis im Kernprüfungsstoff des 
Schwerpunktbereichs festigen. Angeboten werden regelmäßig Veranstaltungen zum Schwerbehin-
dertenrecht, zum Betriebsübergang und zum Beschäftigtendatenschutz.  
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Schwerpunktbereich 3: Europäisches und Internationales Privat- und 
   Zivilverfahrensrecht in der Rechtspraxis 

Internationales Privatrecht (2 SWS) 

Die Vorlesung vermittelt Grundkenntnisse im Internationalen Privatrecht (IPR), das nach § 8 Abs. 2 
Nr. 5 JAPrO zum Pflichtstoff zählt. Es geht um die auch praktisch bedeutsame Frage, welches Recht 
in einem Rechtsfall mit Auslandsbezug anwendbar ist. Behandelt werden die besondere Terminolo-
gie und Vorgehensweise des IPR, seine zunehmend europäischen Quellen und die Bezüge zu an-
deren Rechtsgebieten, insbesondere dem Internationalen Zivilverfahrensrecht. Im Vordergrund ste-
hen die verschiedenen Gebiete des Privatrechts in ihrer Behandlung bei Auslandsberührung, insbe-
sondere das Vertragsrecht, Deliktsrecht und Sachenrecht. Anhand dieser Rechtsgebiete werden 
gleichzeitig die Institute des sog. Allgemeinen Teils des IPR (z.B. Qualifikation, Vorfrage, renvoi und 
ordre public) dargestellt. 

Vertiefung Internationales Privatrecht (2 SWS) 

Die Vorlesung knüpft an die Grundlagenvorlesung zum IPR an. In überwiegend fallorientierter Dar-
stellung werden wichtige Bereiche des Besonderen Teils des IPR vorwiegend anhand aktueller 
höchstrichterlicher Rechtsprechung besprochen (insbesondere Vertragsrecht und Deliktsrecht, aber 
auch Sachenrecht, Familienrecht und Erbrecht). Probleme des Allgemeinen Teils des IPR werden 
in diesem Rahmen wiederholt und vertieft; auch die Bezüge zum Internationalen Verfahrensrecht 
spielen eine wichtige Rolle. 

Europäisches und Internationales Zivilverfahrensrecht mit Kolloquium (3 SWS) 

Der Kurs behandelt vornehmlich das europäische Zivilverfahrensrecht in seiner Ausprägung durch 
zahlreiche europäische Verordnungen zur Ausgestaltung des Europäischen Justizraumes, insbe-
sondere der EuGVVO. Er geht auch überblicksweise auf die Berührungspunkte zum Völkerrecht ein 
(Staatenimmunität, Extraterritorialität). Einen Schwerpunkt bilden im weiteren Fragen der internatio-
nalen Zuständigkeit und der Entscheidungsanerkennung in Zivil- und Handelssachen sowie – in 
Grundzügen – das internationale Zustellungs- und Beweisrecht. Der Kurs behandelt im Hinblick auf 
seine wirtschaftliche und praktische Bedeutung auch Fragen grenzüberschreitender Zivilverfahren 
außerhalb Europas, insbesondere im Verhältnis zu den USA. In die Veranstaltung integriert ist ein 
Kolloquium, in dem vor allem wichtige Entscheidungen bzw. Grundfragen im Rahmen kleiner Refe-
rate besprochen werden. 

Rechtsvergleichung im Zivilrecht (2 SWS) zugleich auch Grundlagenfach 

Dieser Kurs gibt in seinem Allgemeinen Teil einen Einblick in die Funktion und Methoden der Rechts-
vergleichung und behandelt überblicksweise die verschiedenen Rechtskreise. Im Besonderen Teil 
behandelt er anhand ausgewählter, praktisch wichtiger Rechtsinstitute stilprägende Merkmale, 
Strukturen und Besonderheiten einzelner Rechtsordnungen in Europa und des Common-law-
Rechtskreises. Im Mittelpunkt stehen dabei das Vertragsrecht, das Deliktsrecht und das Sachen-
recht. Dies bildet die Grundlage für Fragen der Harmonisierung des Zivilrechts in Europa. Behandelt 
werden verschiedene Ansätze zur Rechtsangleichung z.B. der Draft Common Frame of Reference. 

Europäische Bezüge des Privatrechts (2 SWS) 

Das deutsche Privatrecht steht unter starken europäischen Einflüssen. Besonders im Schuldrecht, 
aber auch in anderen Bereichen, wurde das BGB im Zuge der Umsetzung von EU-Richtlinien refor-
miert. Dies führt nicht nur zu inhaltlichen Modifikationen, sondern impliziert auch eine andere me-
thodische Herangehensweise an privatrechtliche Normen. Kenntnisse dieser Zusammenhänge sind 
nicht nur praktisch äußerst wichtig, sondern auch prüfungsrelevant. Die Veranstaltung führt in das 
Europäische Privatrecht und seine Methode vor allem anhand von Fällen ein. Behandelt werden 
insbesondere die Bedeutung der Grundfreiheiten für das Privatrecht, die verschiedenen Richtlinien 
und ihr Einfluss auf das BGB, die richtlinienkonforme Auslegung, außerhalb von Geschäftsräumen 
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geschlossene Verträge, Fernabsatzverträge, Anti-Diskriminierung, AGB-Kontrolle sowie das Kauf-
recht. Ziel ist einerseits die Wiederholung und Vertiefung wichtiger Bereiche des bürgerlichen Ver-
mögensrechts, andererseits die Einführung in das Europäische Privatrecht. 

Deutsches und Internationales Schiedsverfahren (1 SWS) 

Entsprechend der praktischen Bedeutung von Schiedsverfahren in internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen werden dessen Aspekte in einem eigenen Kurs behandelt. Gegenstand sind das deutsche 
Schiedsverfahren und die auf internationalen Abkommen beruhenden Regeln zum Durchführung 
von internationalen Schiedsverfahren und der grenzüberschreitenden Anerkennung und Vollstre-
ckung von Schiedssprüchen. 

Internationales und deutsches Insolvenzrecht – ausgewählte Rechtsprobleme mit 
besonderem Schwerpunkt im Kredit-sicherheiten- und Gesellschafts- und Verfah-
rensrecht (1 SWS) 

Gegenstand des Kurses sind die Grundzüge des Insolvenzverfahrens mit seinen grenzüberschrei-
tenden Bezügen in der Europäischen Union; behandelt werden dabei auch Fragen der internationa-
len Zuständigkeit und Anerkennung. Gegenstand des Kurses sind aber vor allem auch die für die 
Rechtspraxis wichtigen Fragen der Behandlung von Sicherungsrechten in der (grenzüberschreiten-
den) Insolvenz und vertieft das examensrelevante Grundwissen.  

Rechtsgestaltung im Internationalen Schuld- und Sachenrecht (1 SWS) 

Der Kurs baut auf den prozessualen, kollisionsrechtlichen und rechtsvergleichenden Grundlagen der 
weiteren Vorlesungen des Schwerpunktes auf. Gegenstand ist die praktische Gestaltung von 
Rechtsbeziehungen, insbesondere die Vertragsgestaltung in internationalen Wirtschaftsbeziehun-
gen anhand praktischer Beispiele. Der Kurs wird von Praktikern angeboten und in der Regel in eng-
lischer Sprache gehalten. 
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Schwerpunktbereich 4: Umwelt- und Planungsrecht sowie öffentli-
ches Wirtschaftsrecht 

Umweltrecht (3 SWS) 

Gegenstand der Vorlesung Umweltrecht sind das Allgemeine und das Besondere Umweltrecht: 
- Beim allgemeinen Umweltrecht arbeitet sie dessen systembildende Grundgedanken heraus, be-
fasst sich mit seinen europa- und verfassungsrechtlichen Grundlagen und geht auf die übergreifen-
den Grundprinzipien (so etwa Vorsorge-, Verursacher- und Kooperationsprinzip; Gebot der Nach-
haltigkeit) sowie zentrale Regelwerke zu deren Verwirklichung (Umweltverträglichkeitsprüfung, Öko-
Audit, Umweltinformation, Integrierter Umweltschutz) ein. Gegenstand sind ferner die verschiedenen 
formellen und informalen, insbesondere auch abgabenrechtlichen Instrumente zur unmittelbaren o-
der mittelbaren Steuerung umweltrelevanten Verhaltens einschließlich des privaten Umweltrechts 
(Nachbarrecht, Haftungsrecht).  
- Das Besondere Umweltrecht wird exemplarisch anhand zentraler Rechtsgebiete behandelt. Beim 
Immissionsschutzrecht geht es vornehmlich um den Schutz vor Luftverunreinigungen und Lärm bei 
genehmigungsbedürftigen und sonstigen Anlagen, insbesondere auch Verkehrswegen. Im Vorder-
grund des Wasserrechts stehen die normativen Vorkehrungen zum Gewässerschutz und die Aus-
gestaltung der wasserrechtlichen Nutzungsordnung. Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallrecht wird 
von der Problematik des Abfallbegriffs im Spannungsfeld zwischen Vermeidung, Verwertung und 
Beseitigung bestimmt. Umweltrechtlichen Querschnittscharakter hat die Materie des Bodenschutz-
rechts, das der Sicherung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen dient und hierbei enge Be-
rührungsflächen vor allem mit dem Wasserrecht (Gewässerverunreinigungen), Abfallrecht (Altlas-
ten) und Naturschutzrecht (Landschaftsschutz, landwirtschaftliche Bodennutzung) aufweist. Zu den 
Kernmaterien des Naturschutzrechts schließlich gehören Regelungen über Eingriffe in Natur und 
Landschaft, Landschaftsplanung, Artenschutz sowie die Organisation. Daneben ist die Einbezie-
hung weiterer Bereiche, etwa des Atomrechts oder des Gentechnikrechts, denkbar. Den Querver-
bindungen zum Planungsrecht wird Rechnung getragen. 

Planungsrecht (3 SWS) 

Die Vorlesung Planungsrecht lehrt das Recht der räumlichen Gesamtplanung sowie das Fachpla-
nungsrecht. Vorgestellt werden die örtliche und die überörtliche Gesamtplanung und das Zusam-
menwirken dieser raumwirksamen Planungen, ihre allgemeinen Strukturen und ihre Planungsinstru-
mente. Dazu werden die in der Pflichtfachvorlesung Öffentliches Baurecht erworbenen Kenntnisse 
über die Bebauungsplanung und über die Flächennutzungsplanung der Gemeinden sowie über den 
Rechtsschutz auf diesen Gebieten wiederholt und vertieft. Dann wird das überörtliche Raumpla-
nungsrecht, also das Recht der Regionalplanung, der Landesplanung, der Bundesraumordnung und 
der Raumordnung in der EU einschließlich der jeweils einschlägigen Rechtsschutzfragen vorgestellt. 
Das Fachplanungsrecht wird anhand ausgewählter, raumbeanspruchender Fachplanungen darge-
stellt, insbesondere anhand der Straßenplanung, der Abfallwirtschaftsplanung und der luftverkehrs-
rechtlichen Planung (Flughafen- und Flugroutenplanung). Im Überblick angesprochen werden wei-
tere Fachplanungen wie z. B. die Eisenbahnplanung, die Wasserstraßenplanung, die personenbe-
förderungsrechtliche Planung, die Abwasserbeseitigungs- und die Bewirtschaftungsplanung nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz. Auch insofern werden die allgemeinen Strukturen, die Planungsinstru-
mente (u. a. die Planfeststellung) und der Rechtsschutz aufgezeigt sowie das Zusammenwirken der 
Fachplanungen mit der räumlichen Gesamtplanung. 

Öffentliches Wirtschaftsrecht (3 SWS) 

In der Vorlesung Öffentliches Wirtschaftsrecht werden zunächst die verfassungs-, europa- und ver-
waltungsrechtlichen Grundlagen des öffentlichen Wirtschaftsrechts gelehrt. Aus dem Wirtschafts-
verfassungsrecht zählen zu diesen Grundlagen u.a. die Berufs- und die Eigentumsfreiheit des 
Grundgesetzes. Im Europarecht baut die Vorlesung auf den Kenntnissen aus den Vorlesungen Eu-
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roparecht I + II auf und vertieft diese. Sie wird durch die Vorlesung Grenzüberschreitende Wirt-
schaftstätigkeit im EU-Binnenmarkt ergänzt. Aus dem Verwaltungsrecht gehören zu den Grundlagen 
vornehmlich die Aufgaben der nationalen und europäischen Wirtschaftsverwaltung (z. B. Gefahren-
abwehr, Wirtschaftsförderung, Kartellaufsicht, Wirtschaftslenkung), ihre Organisation (Europäische 
Behörden, staatliche Verwaltung und Selbstverwaltung), die Handlungsinstrumente (Ge- und Ver-
bote, Steuern und Subventionen, kooperatives Verwaltungshandeln, Vergabe öffentlicher Aufträge, 
wirtschaftliche Betätigung des Staates, insbesondere der Gemeinden) und die Rechtsfragen der 
Privatisierung und Regulierung, jeweils einschließlich des Rechtsschutzes.  
Auf dieser Grundlage werden ausgewählte Bereiche des Besonderen Wirtschaftsrechts erarbeitet. 
Hierzu zählen das allgemeine und besondere Gewerberecht (z.B. Handwerks- und Gaststättenrecht) 
sowie das Recht infrastrukturgebundener Leistungserbringung und ihrer Regulierung (Telekommu-
nikation, Verkehr, Versorgung). Bezüge zum Umwelt- und Planungsrecht (Immissionsschutzrecht, 
Infrastrukturplanung) werden skizziert. 

Die Koordinierung des Umwelt-, Planungs- und öffentlichen Wirtschaftsrechts 
(2 SWS) 

In der Veranstaltung werden die drei Kerngebiete des Schwerpunktbereichs anhand ausgewählter 
Fälle der Praxis vertieft und um praktische Anschauung ergänzt. Die Fälle werden so ausgewählt, 
dass die Querverbindungen und gegenseitigen Bezüge zwischen den Rechtsgebieten veranschau-
licht werden. Vorgestellt werden z. B. Immissionskonflikte in der Bauleitplanung (u. a. durch Sport-, 
Freizeit-, Gewerbe- und Verkehrslärm), die Berücksichtigung von Umweltbelangen, insbesondere 
Naturschutzbelangen, in der Fachplanung (z. B. bei der Planfeststellung von Straßen) sowie das 
Verhältnis von Bauplanungs- und Gewerberecht (z. B. anhand der genehmigungsrechtlichen Zuläs-
sigkeit von Vergnügungsstätten). 

Internationales Öffentliches Recht (Rückwirkungen des Völker- und Europarechts 
auf das deutsche Staats- und Verwaltungsrecht) (2 SWS) 

Viele Juristen und Juristinnen gehen zu Unrecht davon aus, dass das Völker- und Europarecht eine 
Materie für Spezialisten sei. Dem ist nicht so. Die Eingebundenheit des Staates in die internationale 
Rechtsordnung führt dazu, dass sich überstaatliches und innerstaatliches Recht mehr und mehr 
durchdringen und überschneiden. Diese Schnittstelle wird in der Vorlesung zum Internationalen Öf-
fentlichen Recht abgebildet: Es geht nicht um Grundbegrifflichkeiten des Völker- und Europarechts, 
die in anderen Vorlesungen vermittelt werden, sondern um die Verzahnung des deutschen Rechts 
mit europäischen und internationalen Entwicklungen – bis hinein in die Kernbereiche des Staats- 
und Verwaltungsrechts bis hin zum Prozessrecht. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- 
und Nebenfachstudierende.   

Recht des EU-Binnenmarkts (2 SWS) 

In Vertiefung der Pflichtvorlesungen zum Europarecht behandelt die Veranstaltung die Vorgaben 
des Unionsrechts für die grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit. Ziel ist die Vermittlung der Rah-
menbedingungen für die vertiefte Behandlung ausgewählter Rechtsfragen in den Spezialvorlesun-
gen der beteiligten Schwerpunktbereiche Nr. 1, 4 und 7. Erster Gegenstand sind die Grundfreiheiten 
des Binnenmarkts mit der ergänzenden Rechtsharmonisierung zur Gewährleistung des freien Ver-
kehrs von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital. Zweiter Schwerpunkt sind die Diskrimi-
nierungsverbote des Unionsrechts unter Einschluss der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der Unions-
bürgerschaft sowie den Regeln für Drittstaatsangehörige. Abschließend werden ausgewählte Markt-
ordnungspolitiken behandelt. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- und Nebenfachstu-
dierende mit Grundkenntnissen im Europarecht. 
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Schwerpunktbereich 5: Strafrechtspflege: Wirtschaftsstrafrecht, Kri-
minologie, Europäisierung und Praxis 

Strafprozessrecht (2 SWS) 

Gegenstand des Kurses sind vor allem die ersten drei Bücher der Strafprozessordnung. Schwer-
punkte sind ferner aus dem 5. Buch die Privat- und Nebenklage sowie aus dem 6. Buch das Straf-
befehlsverfahren. Ein wesentliches Ziel des Kurses liegt darin, das Strafprozessrecht hauptsächlich 
aus der Perspektive von Staatsanwalt, Strafverteidiger und Strafrichter darzustellen. Insoweit ist 
auch eine Aufteilung des Kurses möglich.   

Europäisches und internationales Straf- und Strafprozessrecht (2 SWS) 

Der Kurs gibt zunächst einen Überblick über das sog. Internationale Strafrecht (Strafanwendungs-
recht), d.h. den Geltungsbereich des deutschen Strafrechts (§§ 3 ff. StGB). Ziel des Kurses ist es 
ferner, diejenigen Bereiche aufzuzeigen, in denen ein eigenständiges Europäisches Straf- und Straf-
prozessrecht bereits existiert bzw. europäisches Recht das nationale Straf- und Strafprozessrecht 
zumindest beeinflusst. Behandelt werden insoweit das EU-Strafrecht und die Europäische Men-
schenrechtskonvention.  

Allgemeiner Teil des Wirtschaftsstrafrechts (2 SWS) 

Diese Vorlesung befasst sich mit dogmatischen Grundfragen etwa zur Tatbestandsbildung, -ausle-
gung und -bestimmtheit. Ferner spielen hier die Zurechnungsprobleme eine zentrale Rolle, die sich 
im Zusammenhang mit der Begehung von Straftaten in der arbeitsteiligen Wirtschaft ergeben, ins-
besondere die Garantenstellung von Betriebsinhabern, Kausalitätsfragen, die strafrechtliche Vertre-
terhaftung nach § 14 StGB, der Tatbestand der Aufsichtspflichtverletzung in Unternehmen (§ 130 
OWiG) und die Problematik von strafrechtlichen Sanktionen gegen das Unternehmen selbst. 
Schließlich gehören auch die wirtschaftsstrafrechtlich relevanten Sanktionen in ihren Grundzügen 
zum Inhalt der Vorlesung.  

Besonderer Teil des Wirtschaftsstrafrechts (2 SWS) 

Hier wird ein Überblick über die straf- und bußgeldbewehrten Normen gegeben, die dem Schutz der 
staatlichen Finanzwirtschaft, dem Schutz der Volkswirtschaft, dem Schutz der Betriebswirtschaft und 
dem Schutz der Allgemeinheit und des Verbrauchers dienen. Vertieft behandelt werden neben den 
klassischen, auch bei Wirtschaftskriminalität einschlägigen Straftatbeständen (§§ 263, 266 StGB, 
z.B. Ausschreibungsbetrug, GmbH-Untreue) diejenigen wirtschaftsstrafrechtlichen Tatbestände des 
StGB, die insbesondere durch das 1. und 2. Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität in 
das StGB eingestellt worden sind (z.B. §§ 202a, 263a, 264, 264a, 265b, 266a, 266b, 269, 283 ff. 
StGB). Einen wichtigen Schwerpunkt bilden auch das Wettbewerbsstrafrecht und die Korruptions-
delikte  

Kriminologie (2 SWS) 

Der Kurs soll in die Grundlagen, Methoden und Hauptprobleme der Kriminologie einführen. Unter 
empirischem Blickwinkel werden Funktion, Aufgabe und Bedeutung des Strafrechts und der Straf-
rechtspflege betrachtet. Dementsprechend wird ein Überblick über die Entwicklung, das Selbstver-
ständnis, die Aufgaben und die Methoden der Kriminologie gegeben. Schwerpunktmäßig behandelt 
werden kriminologische Theorien, Stand und Entwicklung von Kriminalität im Hell- und Dunkelfeld, 
Theorie und Praxis der Verbrechenskontrolle, Prognose-, Sanktions- und Wirkungsforschung sowie 
Viktimologie. An ausgewählten Beispielen, wie z.B. Jugendkriminalität, Wirtschaftskriminalität, soll 
der Beitrag der kriminologischen Forschung zu einer rationalen Rechtspolitik verdeutlichet werden.   

Kolloquium (2 SWS) 

In der Veranstaltung werden zentrale Urteile und dogmatische Fragen vertiefend behandelt.  
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Strafrechtsvergleichung (2 SWS) zugleich Grundlagenfach 

Der Kurs „Strafrechtsvergleichung“ gewährt einen vertieften Einblick in die Techniken der Rechts-
vergleichung auf dem Gebiet des Strafrechts. Besprochen werden die Grundlagen der Rechts- und 
Strafrechtsvergleichung. Dabei ermöglicht eine historisch-vertikale Vergleichung ein vertieftes Ver-
ständnis von der Strafrechtsentwicklung und ihrer kulturellen Verwurzelung, auch mit Bezug auf die 
Rollenverteilungen in Gesellschaften. Die aus strafrechtlicher Sicht typischen Rechtskreise und 
Rechtsfamilien werden diskutiert und ausgewählte Besonderheiten einzelner Rechtsordnungen vor-
gestellt. Die Strafrechtsvergleichung wird dabei auf ihre Methodiken hin analysiert und ihre Rolle bei 
der Internationalisierung diskutiert. Die Vorlesung schließt jeweils mit einem (straf-)rechtsverglei-
chenden Studien-Projekt, indem praktisch die Methodenanwendung gemeinsam trainiert wird. Sie 
bereitet damit auch auf strafrechtsvergleichende Schwerpunkt-seminare vor. 
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Schwerpunktbereich 6: Personen- und Unternehmenssteuerrecht 

Steuerverfahrensrecht (1 SWS) 

Die Veranstaltung soll Grundbegriffe des Steuerrechts und die Besonderheiten des Steuerschuld-
rechts sowie des Steuerverfahrensrechts in der Abgabenordnung (AO) vermitteln. Die Studierenden 
sollen in die Lage versetzt werden, mit entsprechenden Fragestellungen sicher umzugehen. In ver-
fahrensrechtlicher Sicht sollen die Studierenden die Ermittlungsmöglichkeiten und -methoden im 
Steuerverwaltungsverfahren kennen lernen, die Grundsätze des Steuerfestsetzungsverfahrens, ein-
schließlich der Korrektur von Steuerbescheiden, und das Erhebungsverfahren überblicken. Darüber 
hinaus sollen sie sich mit den Rechtsbehelfen im Steuerverwaltungsverfahren beschäftigen. 

Einführung in die Ertragsbesteuerung - Einkommensteuerrecht (2 SWS) 

Die Veranstaltung soll eine Übersicht über die Ertragsbesteuerung geben und die Grundlagen der 
Besteuerung von natürlichen Personen vermitteln. In Abgrenzung zum Unternehmenssteuerrecht I 
sollen die Überschusseinkünfte im Mittelpunkt stehen. Neben der Qualifikation der Einkünfte steht 
die Einkünfteermittlung durch Ermittlung des Überschusses der Einnahmen über die Werbungskos-
ten im Vordergrund. Ferner sind Grundlagen der Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen 
sowie des Familienlastenausgleichs, des Steuersatzes und der Veranlagungsformen zu vermitteln.  

Unternehmenssteuerrecht I (2 SWS) 

Die Veranstaltung soll die Grundlagen der Besteuerung von natürlichen Personen als Einzelunter-
nehmer und Freiberufler vermitteln. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stehen die Methoden der steu-
erlichen Gewinnermittlung bei den Gewinneinkünften. Neben der Gewinnermittlung durch Einnah-
men/Überschussrechnung wird das Steuerbilanzrecht erörtert. Dabei sollen die Studierenden auch 
lernen, wie eine Bilanz (zumindest) für steuerliche Zwecke entsteht und zu lesen ist. Dafür ist ein 
Einblick in das System der doppelten Buchführung und die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung erforderlich. Ergänzend soll auf die Grundlagen der Gewerbesteuer eingegangen werden. 

Unternehmenssteuerrecht II (2 SWS) 

Die Veranstaltung soll die Grundlagen der Besteuerung von Mitunternehmern (Gesellschafter von 
Personengesellschaften) auf der einen Seite und die Besteuerung von Kapitalgesellschaften im 
Rahmen des KStG auf der anderen Seite vermitteln. Der Inhalt setzt neben gesellschaftsrechtlichen 
Kenntnissen idealerweise auch Grundkenntnisse im Unternehmenssteuerrecht I (insbesondere dem 
Steuerbilanzrecht) voraus. Die Veranstaltung soll anhand der jeweiligen Materie auch die Grundla-
gen der Harmonisierung für das Steuerrecht in der EU vermitteln. Die wenigen für die Unterneh-
mensbesteuerung erlassenen Richtlinien der EU sind zu besprechen. Auf die zentralen Entschei-
dungen des EuGH zu den Grundfreiheiten auf dem Gebiet des Unternehmenssteuerrechts und die 
Auswirkungen auf die nationalen Steuerregelungen wird eingegangen. 

Umsatzsteuerrecht (1 SWS) 

Die Veranstaltung soll in Grundzügen das System der Umsatzsteuer (Besteuerung des Ausgangs-
umsatzes mit Vorsteuerabzug) vor dem Hintergrund der Mehrwertsteuersystemrichtlinie vermitteln. 
Dabei stehen die Grundlagen zu den steuerbaren Umsätzen (Lieferungen, sonstige Leistungen, Ein-
fuhr aus Drittländern und innergemeinschaftlicher Erwerb) und den Steuerbefreiungen sowie die 
Regeln zur Bemessungsgrundlage und zum Steuersatz im Vordergrund. Aspekte des Vorsteuerab-
zugs und des Besteuerungsverfahrens runden den Stoff ab. 

Kapitalgesellschaftsrecht I (2 SWS)  

In der Vorlesung „Kapitalgesellschaftsrecht I“ werden die beiden wichtigsten Formen der Kapitalge-
sellschaften, die GmbH und die Aktiengesellschaft, vertieft behandelt. Dabei sollen die Studierenden 
zunächst mit den allgemeinen Grundlagen des Kapitalgesellschaftsrechts vertraut gemacht werden. 

http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/steuerverfahrensrecht/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/einfuehrung-in-die-ertragsbesteuerung-einkommensteuerrecht/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/unternehmenssteuerrecht-i/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/unternehmenssteuerrecht-ii/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/unternehmenssteuerrecht-i/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/kapitalgesellschaftsrecht/
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Gegenstand der Vorlesung sind daher in erster Linie die wesentlichen Strukturelemente der einzel-
nen Gesellschaftsformen, die Gründung und Beendigung einer Kapitalgesellschaft, die Rechtsstel-
lung ihrer Mitglieder sowie ihre Organisations- und Finanzverfassung. Diese sind Grundlagen für 
das Verständnis des Unternehmenssteuerrechts, der Besteuerung von Dividenden, verdeckten Ge-
winnausschüttungen und verdeckten Einlagen sowie besonderer steuerrechtlicher Instrumente wie 
der Organschaft. 

Internationales Steuerrecht (1 SWS) 

Im Rahmen der Veranstaltung sollen die nationalen rechtlichen Grundlagen für steuerrechtliche 
Sachverhalte mit Auslandsberührung vermittelt werden. Schwerpunkt sollen dabei die Aktivitäten 
ausländischer Unternehmer in Deutschland (Beschränkte Steuerpflicht – §§ 49 ff. EStG) und der 
deutschen Unternehmer im Ausland (§§ 34c, 34d EStG, § 26 KStG sowie AStG) sein. Ergänzend 
soll auf die Rechtsnatur, die Struktur und die Wirkungsweise von DBA eingegangen werden. Grund-
lage dafür soll das Musterabkommen der OECD in der jeweils aktuellen Fassung sein. Die Veran-
staltung setzt Grundkenntnisse im Unternehmenssteuerrecht I voraus. 

Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht (1 SWS) 

Die Veranstaltung soll einen Überblick über die Besteuerung der Erwerbe von Todes wegen und der 
Schenkungen unter Lebenden geben. Neben den Besteuerungstatbeständen sind auch Grundlagen 
der Bewertung und die Begünstigungen für unternehmerisches Vermögen zu vermitteln. Auf diesem 
Wege soll die enorme Bedeutung der Steuer für die Nachfolgeplanung in Bezug auf Unternehmen 
deutlich werden. 

Kolloquium zu aktuellen Entwicklungen im Steuerrecht (2 SWS) 

Um die stets zahlreichen steuerrechtlichen Entwicklungen (Gesetzgebung und Rechtsprechung) für 
die Universitätsprüfung nicht zu übersehen, soll ein Kolloquium zu den aktuellen Entwicklungen im 
Steuerrecht angeboten werden. Anhand von fallbezogenen Besprechungen sollen gleichzeitig eine 
Lernkontrolle und eine gezielte Prüfungsvorbereitung ermöglicht werden. Dabei sollen auch zentrale 
und aktuelle Entscheidungen des EuGH zu den Grundfreiheiten auf dem Gebiet des Unternehmens-
steuerrechts und die Auswirkungen auf die nationalen Steuerregelungen besprochen werden. 
 

Ergänzung: Bilanzen und Bilanzierung für Juristen (2 SWS) 

Diese Ergänzungsveranstaltung richtet sich vorrangig an Studierende in den wirtschaftsrechtlichen 
Schwerpunktbereichen 6 und 8, ist aber auch eine für alle Rechtsstudierenden offene Ergänzung 
zum Pflichtstoff. 
Der handelsrechtliche Jahresabschluss dient nicht nur der Selbstinformation des rechnungslegen-
den Kaufmanns oder des Managements. Er wendet sich auch - und in erster Linie - an externe 
Adressaten, wie Gläubiger, nicht zur Geschäftsführung befugte Anteilseigner, Arbeitnehmer(-vertre-
ter) und "die interessierte Öffentlichkeit". Der Inhalt des Jahresabschlusses, bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie - bei Kapitalgesellschaften - dem Anhang, ist in wesentli-
chen Teilen gesetzlich geregelt. Die Anwendung und Interpretation der einschlägigen Regelungen 
zur Zwecksetzung, zum Aufbau sowie zum Inhalt des Jahresabschlusses bildet den Gegenstand der 
Veranstaltung. Die Studierenden sind nach Abschluss der Veranstaltung in der Lage, die wichtigsten 
gesetzlichen Vorschriften für den handelsrechtlichen Einzelabschluss und die grundlegenden Prin-
zipien der handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) sowie die europäi-
sche Einbettung wiederzugeben und sie in ihrer Funktionalität für die Zwecke der Rechnungslegung 
kritisch zu beurteilen sowie die Zusammenhänge zwischen Handels- und Steuerbilanz darzulegen. 
Sie kennen das aktuelle Bilanzrecht und die relevanten Aktivierungs-, Passivierungs- und Bewer-
tungsnormen sowie die Gewinnrealisierungskriterien und können diese selbständig auf einfache Ge-
schäftsvorfälle anwenden. 

http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/internationales-steuerrecht/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/erbschaft-und-schenkungsteuerrecht/
http://www.jura.uni-konstanz.de/fehrenbacher/steuerrecht/kolloquium/
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Die Veranstaltung wird angereichert durch praktisches Anschauungsmaterial. Es besteht die Mög-
lichkeit durch ein mündliches Referat in dieser Veranstaltung einen Nachweis in einer Veranstal-
tung zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen zu erwerben. 
  



Stand 11.04.2023 

35/44 
 

Schwerpunktbereich 7: Internationales und Europäisches Recht 

Recht des EU-Binnenmarkts  (2 SWS) 

In Vertiefung der Pflichtvorlesungen zum Europarecht behandelt die Veranstaltung die Vorgaben 
des Unionsrechts für die grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit. Ziel ist die Vermittlung der Rah-
menbedingungen für die vertiefte Behandlung ausgewählter Rechtsfragen in den Spezialvorlesun-
gen der beteiligten Schwerpunktbereiche Nr. 1, 4 und 7. Erster Gegenstand sind die Grundfreiheiten 
des Binnenmarkts mit der ergänzenden Rechtsharmonisierung zur Gewährleistung des freien Ver-
kehrs von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital. Zweiter Schwerpunkt sind die Diskrimi-
nierungsverbote des Unionsrechts unter Einschluss der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der Unions-
bürgerschaft sowie den Regeln für Drittstaatsangehörige. Abschließend werden ausgewählte Markt-
ordnungspolitiken behandelt. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- und Nebenfachstu-
dierende mit Grundkenntnissen im Europarecht.   

Freizügigkeit in Europa  (2 SWS) 

Die Veranstaltung betrifft die vertiefte Beschäftigung mit dem freien Personenverkehr in Europa. 
Ausgangspunkt ist die Rechtsstellung der Unionsbürger, die exemplarisch den Wandel der EU-In-
tegration vom Binnenmarkt zur politischen Union verdeutlicht. Darüber hinaus tritt über das Assozi-
ierungsvölkerrecht sowie die Harmonisierung des Migrationsrechts im Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts zunehmend auch die Rechtsstellung von Drittstaatsangehörigen in den 
Vordergrund – mit spannenden Wechselwirkungen zum internationalen Menschenrechtsschutz. In-
soweit verdeutlicht die Vorlesung das Grundanliegen des Schwerpunktbereichs Nr. 7, das Ineinan-
dergreifen von deutschem Recht, Europa- und Völkerrecht zu verdeutlichen. Durch die Behandlung 
ausgewählter Rechtsfragen wird die Fähigkeit zur ebenenübergreifenden Lösung von konkreten 
Rechtsproblemen vermittelt. Die Vorlesung richtet sich vorrangig an Studierende des Schwerpunkt-
bereichs 7; fortgeschrittene Erasmus- und auch Nebenfachstudierende mit Grundkenntnissen im 
Europarecht sind willkommen.   

Völkerrecht (Grundlagen und Grundbegriffe)  (2 SWS) 

Der im Deutschen übliche Begriff „Völkerrecht“ ist insofern unpräzise, als dieses Rechtsgebiet die 
Beziehungen nicht zwischen den „Völkern“, sondern zwischen den Staaten als den sog. geborenen 
Völkerrechtssubjekten regelt, die heute um weitere Rechtssubjekte ergänzt werden. In vielerlei Hin-
sicht unterscheidet sich hierbei die Völkerrechtsordnung vom innerstaatlichen Recht. So gibt es kei-
nen einheitlichen „Weltgesetzgeber“ und auch nicht für alle Streitigkeiten eine gerichtliche Zustän-
digkeit. Diese anders geartete Struktur des Völkerrechts vermittelt diese Grundlagenvorlesung zum 
Völkerrecht. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- und Nebenfachstudierende.   

Völkerrecht (Internationale Organisationen und Menschenrechtsschutz)  (2 SWS) 

Hervorstechendes Merkmal der Völkerrechtsordnung seit dem Zweiten Weltkrieg ist das Aufkom-
men neuer, sog. gekorener Völkerrechtssubjekte. Dabei handelt es sich zum einen um die Interna-
tionalen Organisationen, die heute die internationalen Beziehungen maßgeblich prägen (allen voran 
die Vereinten Nationen sowie die Welthandelsorganisation als die beiden wichtigsten Internationalen 
Organisationen der Gegenwart). Zum anderen hat der internationale Menschenrechtsschutz 
(EMRK, UN-Menschenrechtspakte) heutzutage ein Ausmaß erreicht, das in früheren Zeiten undenk-
bar gewesen wäre. Eine Auseinandersetzung mit diesen Besonderheiten des Völkerrechts stützt die 
Kenntnis des Völkerrechts auf eine breitere Grundlage. Die Veranstaltung richtet sich auch an Eras-
mus- und Nebenfachstudierende mit Grundkenntnissen zum deutschen, europäischen und interna-
tionalen Recht.   
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Internationales Öffentliches Recht  (2 SWS) 

Viele Jurist/innen gehen zu Unrecht davon aus, dass das Völker- und Europarecht eine Materie für 
Spezialisten sei. Dem ist nicht so. Die Eingebundenheit des Staates in die internationale Rechtsord-
nung führt dazu, dass sich überstaatliches und innerstaatliches Recht mehr und mehr durchdringen 
und überschneiden. Diese Schnittstelle wird in der Vorlesung zum Internationalen Öffentlichen Recht 
abgebildet: Es geht zum einen um die Vertiefung von Grundbegrifflichkeiten des Völker- und Euro-
parechts, die zumeist bereits in anderen Vorlesungen vermittelt wurden, und zum anderen um die 
Verzahnung des deutschen Rechts mit europäischen und internationalen Entwicklungen – bis hinein 
in die Kernbereiche des Staats- und Verwaltungsrechts und des Prozessrechts. Durch diesen Fokus 
auf Querverbindungen zwischen den Rechtsebenen vermittelt die Veranstaltung allen Teilneh-
mer/innen wichtige Schlüsselkenntnisse zur Lösung von ebenenübergreifenden Rechtsfragen. Die 
Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- und Nebenfachstudierende mit Kenntnissen im deut-
schen Verfassungs- und Verwaltungsrecht.   

International Relations Law of the European Union  (2 SWS)  

Die Vorlesung in englischer Sprache verfolgt ein doppeltes Ziel: Zum einen bezweckt die Veranstal-
tung die Vermittlung der verfassungsrechtlichen Grundlagen der EU-Außenpolitik. Es geht um recht-
lich-institutionelle Grundlagen unter Einschluss des Verhältnisses zum Völkerrecht sowie die Aus-
gestaltung einzelner Sachpolitiken. Wegen der großen Bandbreite des auswärtigen EU-Handelns ist 
dieses für die Einwirkung des Völkerrechts auf die innerstaatliche Rechtsordnung heute von zentra-
ler Bedeutung. Das Recht der EU-Außenbeziehungen dient als Scharnier zwischen dem nationalen 
Recht, dem Europarecht und dem Völkerrecht (exemplarisch mit Blick auf die Wirkungen von Asso-
ziierungsverträgen mit EU-Nachbarstaaten sowie das WTO-Recht). Zum anderen bezweckt die Vor-
lesung fachspezifische Erfahrungen mit der englischen Sprache. Auch Nicht-Muttersprachler müs-
sen heute zur aktiven Teilnahme an Diskussionen auf Englisch bereit sein. In der Vorlesung erfahren 
deutsche Jura-Studierende, dass dies auch mit Schulenglisch möglich ist. Dies ist ein wichtiges Er-
folgserlebnis für die künftige Berufspraxis. Die Veranstaltung richtet sich auch an Erasmus- und 
Nebenfachstudierende mit Grundkenntnissen im Europarecht.   

Kolloquium zur internationalen Rechtsprechung  (2 SWS) 

In der Veranstaltung werden internationale und europäische Gerichte oder Streitschlichtungsinstitu-
tionen anhand ausgewählter Entscheidungen vorgestellt. Hierdurch werden Einzelfragen der 
Schwerpunktausbildung anhand konkreter Fälle vertieft und zugleich das Bewusstsein für die Be-
sonderheiten internationaler Rechtsprechung geschärft. Im Hinblick auf den Erwerb von Schlüssel-
qualifikationen wird die Veranstaltung als Kolloquium angeboten. Die Studierenden stellen in Kurz-
referaten vor der Gruppe ausgewählte Entscheidungen internationaler Gerichte vor, die sodann ge-
meinsam diskutiert werden; dies schult die Lektüre von Gerichtsentscheidungen, die prägnante Prä-
sentation ausgewählter Inhalte sowie deren Einordnung in den rechtlichen und politischen Kontext. 
Im Zentrum des Kolloquiums stehen neuere und zentrale Entscheidungen des EuGH, des EGMR 
sowie internationaler Rechtsprechungsinstanzen. 
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Schwerpunktbereich 8: Unternehmen und Finanzierung 

Kapitalgesellschaftsrecht I (2 SWS) 

Im Schwerpunktbereich „Unternehmen und Finanzierung“ stehen die spezifisch gesellschafts-, ka-
pitalmarkt- und steuerrechtlichen Fragestellungen unternehmerischer Tätigkeit im Mittelpunkt. Das 
Gesellschaftsrecht erfüllt eine wichtige Ordnungsfunktion, indem es den Wirtschaftstreibenden eine 
Organisationsform für die gemeinschaftliche Betätigung und gegebenenfalls auch für die Risikomi-
nimierung zur Verfügung stellt. Obwohl im Grundstudium die Personengesellschaften im Mittelpunkt 
der Ausbildung stehen, wird die heutige Unternehmenspraxis durch die Kapitalgesellschaften domi-
niert. In der Vorlesung „Kapitalgesellschaftsrecht I“ werden die beiden wichtigsten Formen der Ka-
pitalgesellschaften, die GmbH und die Aktiengesellschaft, vertieft behandelt. Dabei sollen die Stu-
dierenden zunächst mit den allgemeinen Grundlagen des Kapitalgesellschaftsrechts vertraut ge-
macht werden. Gegenstand der Vorlesung sind daher in erster Linie die wesentlichen Strukturele-
mente der einzelnen Gesellschaftsformen, die Gründung und Beendigung einer Kapitalgesellschaft, 
die Rechtsstellung ihrer Mitglieder sowie ihre Organisations- und Finanzverfassung.  

Kapitalgesellschaftsrecht II (2 SWS) 

Aufbauend auf die Vorlesung „Kapitalgesellschaftsrecht I“ werden in der Vorlesung „Kapitalgesell-
schaftsrecht II“ vornehmlich das Konzernrecht sowie die Grundzüge des Umwandlungsrechts und 
des Übernahmerechts sowie die internationalen Bezüge und Gestaltungsfragen behandelt. Gegen-
stand des Konzernrechts sind in erster Linie die gesellschaftsrechtlichen Fragen, die sich aus der 
Verbindung mehrerer Unternehmen zu einer neuen wirtschaftlichen Einheit ergeben, wie sie zwi-
schen Unternehmen aller Rechtsformen möglich sind. Diesen Fragen kommt eine hohe praktische 
Bedeutung zu, da nach neueren Schätzungen mittlerweile etwa 80 % aller Unternehmen konzern-
verflochten sind. Das Umwandlungsrecht beschäftigt sich mit den Strukturveränderungen von Trä-
gern wirtschaftlicher Unternehmen durch Verschmelzung, Spaltung, Vermögensübertragung und 
Wechsel der Rechtsform. Gegenstand des Übernahmerechts sind schließlich die in der internatio-
nalen Wirtschaftspraxis immer häufiger begegnenden öffentlichen Aktienerwerbsangebote, die da-
rauf abzielen, die Kontrolle über eine Gesellschaft zu erlangen. 

Kapitalmarktrecht (2 SWS) 

In einer engen Wechselwirkung mit dem Gesellschaftsrecht steht das Kapitalmarktrecht. Es befasst 
sich mit den Funktionsbedingungen und Regulativen des Marktes, auf dem Kapitalanlagen angebo-
ten und gehandelt werden. Der Schwerpunkt der Vorlesung „Kapitalmarktrecht“ liegt auf dem orga-
nisierten Handel in börsennotierten Wertpapieren, insbesondere Aktien und Anleihen. In einem ers-
ten Schwerpunkt werden zunächst die Produkte, Geschäfte und Organisation des Kapitalmarkts so-
wie der erstmalige Markteintritt des Kapitalnachfragers, das sog. Emissionsgeschäft, einschließlich 
der damit verbundenen anlegerschützenden Verhaltenspflichten (Prospektpflicht und Prospekthaf-
tung) behandelt. In einem zweiten Schwerpunkt wird der Handel mit den solchermaßen emittierten 
Papieren in Form des Effektenkommissionsgeschäfts behandelt, vor allem die Publizitätspflichten, 
das Insider- und Marktmissbrauchsrecht sowie die weiteren Verhaltenspflichten. Darüber hinaus 
werden auch die Grundzüge des Rechts der Investmentfonds und der Rechtsdurchsetzung ein-
schließlich der Kapitalmarktaufsicht behandelt.  

Unternehmenssteuerrecht (2 SWS) 

In der Vorlesung „Unternehmenssteuerrecht“ werden die steuerrechtlichen Rahmenbedingungen 
der Unternehmen behandelt, deren Kenntnis für das Verständnis gesellschaftsrechtlicher Gestal-
tungsformen und die Rechtsformwahl unerlässlich ist. In der Rechtspraxis ist das Steuerrecht in 
vielen Bereichen der „Motor gesellschaftsrechtlicher Entwicklungen“. Die Folgen des Steuerrechts – 
die Besteuerung – bilden für das Unternehmen und den dahinter stehenden Unternehmer daher 
eine zentrale Fragestellung bei der Entscheidung im Rahmen von Neu- und Umstrukturierungen, 
von Finanzierungsbedingungen und der Regelung der Generationennachfolge. Im Blickpunkt steht 
das im deutschen Recht zweigleisige System der Besteuerung unternehmerischer Einkünfte in der 
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Einkommensteuer, die unmittelbare Besteuerung des Einzel- und des Mitunternehmers als Gesell-
schafter einer Personenhandelsgesellschaft nach dem Einkommensteuerrecht sowie die Besteue-
rung der Kapitalgesellschaft nach dem Körperschaftsteuerrecht, die durch die Besteuerung der Di-
videnden, die ihrem Gesellschafters zugeflossenen sind, vervollständigt wird. Alle Facetten dieses 
Steuersystems sind dann in den gesellschaftsrechtlichen Typenmischungen zu beachten. Beson-
derheiten ergeben sich auch in der Verflechtung von Unternehmen in Konzernstrukturen, der sog. 
steuerlichen Organschaft. Neben der Einkommen- und Körperschaftssteuer sind für das Unterneh-
men weitere Steuern von unmittelbarerer Bedeutung: Dabei ist insbesondere an die Gewerbesteuer 
und die Umsatzsteuer zu denken, erhebliche steuerliche Folgen in Einzelsituationen können sich 
aber auch aus der Grunderwerbsteuer sowie der Erbschaft- und Schenkungsteuer ergeben.  

Personengesellschaftsrecht (2 SWS) 

Die Vorlesung Personengesellschaftsrecht baut auf der Pflichtfachvorlesung Grundzüge des Unter-
nehmens- und Gesellschaftsrechts auf. Sie dient zum einen der Wiederholung und Vertiefung des 
Rechts der GbR und der OHG. Behandelt werden insbesondere Beschlussfassung, Gewinnbeteili-
gung, Nachschusspflicht, Ausscheiden von Gesellschaftern und Auflösung der Gesellschaft. Zum 
anderen werden mit der Partnerschaftsgesellschaft, den Publikums-Personengesellschaften sowie 
hybriden Gesellschaftsformen (insbesondere GmbH & Co. KG, PartGmbB) über den Pflichtfachstoff 
hinaus praktisch sehr bedeutsame Arten von Personengesellschaften erörtert. 

Betriebsverfassungs- und Unternehmensmitbestimmungsrecht (2 SWS) 

In dieser Lehrveranstaltung werden die Funktionen der Betriebsverfassung und die betriebsverfas-
sungsrechtlichen Institutionen dargestellt. Die Stellung der Betriebsverfassung zwischen Arbeitsver-
tragsrecht und Koalitionsrecht wird in einer Grundlegung herausgearbeitet. Dabei wird gezeigt, wie 
eine auf betrieblicher Ebene agierende Interessenvertretung vor dem Hintergrund der grundsätzlich 
garantierten Koalitionsfreiheit zu den Gewerkschaften und überbetrieblichen Interessenvertretungen 
in Bezug gesetzt ist. Andererseits wird dargelegt, wie die betriebsverfassungsrechtlichen Rechtsin-
stitute auf das einzelne Arbeitsverhältnis einwirken. Bei der konkreten Darstellung des Betriebsver-
fassungsrechts wird ein Überblick über Aufbau und Struktur der Belegschaftsvertretung in Betrieb, 
Unternehmen und Konzern gegeben und hierbei die einzelnen Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats erörtert. Entsprechend dem Aufbau des Betriebsverfassungsgesetzes werden die Mitwirkungs-
rechte der Belegschaft in personellen, sozialen und wirtschaftlichen Angelegenheiten ausführlich 
besprochen. Die betriebsverfassungsrechtliche Form der Mitwirkung in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten wird dann überleiten zur unternehmensrechtlich ausgeprägten Mitbestimmung nach den Mit-
bestimmungsgesetzen. Die Verzahnung betrieblicher Organisationsregelungen mit dem Gesell-
schafts- und insbesondere Umwandlungsrecht wird dabei stets im Auge behalten. 

Ergänzung: Bilanzen und Bilanzierung für Juristen (2 SWS) 

Diese Ergänzungsveranstaltung richtet sich vorrangig an Studierende in den wirtschaftsrechtlichen 
Schwerpunktbereichen 6 und 8, ist aber auch eine für alle Rechtsstudierenden offene Ergänzung 
zum Pflichtstoff. 
Der handelsrechtliche Jahresabschluss dient nicht nur der Selbstinformation des rechnungslegen-
den Kaufmanns oder des Managements. Er wendet sich auch - und in erster Linie - an externe 
Adressaten, wie Gläubiger, nicht zur Geschäftsführung befugte Anteilseigner, Arbeitnehmer(-vertre-
ter) und "die interessierte Öffentlichkeit". Der Inhalt des Jahresabschlusses, bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie - bei Kapitalgesellschaften - dem Anhang, ist in wesentli-
chen Teilen gesetzlich geregelt. Die Anwendung und Interpretation der einschlägigen Regelungen 
zur Zwecksetzung, zum Aufbau sowie zum Inhalt des Jahresabschlusses bildet den Gegenstand der 
Veranstaltung. Die Studierenden sind nach Abschluss der Veranstaltung in der Lage, die wichtigsten 
gesetzlichen Vorschriften für den handelsrechtlichen Einzelabschluss und die grundlegenden Prin-
zipien der handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) sowie die europäi-
sche Einbettung wiederzugeben und sie in ihrer Funktionalität für die Zwecke der Rechnungslegung 
kritisch zu beurteilen sowie die Zusammenhänge zwischen Handels- und Steuerbilanz darzulegen. 
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Sie kennen das aktuelle Bilanzrecht und die relevanten Aktivierungs-, Passivierungs- und Bewer-
tungsnormen sowie die Gewinnrealisierungskriterien und können diese selbständig auf einfache Ge-
schäftsvorfälle anwenden. 
Die Veranstaltung wird angereichert durch praktisches Anschauungsmaterial. Es besteht die Mög-
lichkeit durch ein mündliches Referat in dieser Veranstaltung einen Nachweis in einer Veranstal-
tung zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen zu erwerben. 
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Examinatorium  

Zivilrecht 

Allgemeiner Teil des BGB und Allgemeiner Teil des Schuldrechts (3 SWS) 

Vertieft werden in diesem Kurs die Kenntnisse aus dem Allgemeinen Teil des BGB und dem Allge-
meinen Teil des Schuldrechts. Gegenstand der Veranstaltung sind insbesondere das Zustandekom-
men von Verträgen – einschließlich Willensmängel, Nichtigkeitsgründe, Geschäftsfähigkeit – sowie 
das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Aus dem Allgemeinen Teil des Schuldrechts 
werden insbesondere die Leistungsstörungen und Fragen der Drittwirkung von vertraglichen Bin-
dungen besprochen.  

Schuldrecht BT I, Vertragliche Schuldverhältnisse (2 SWS) 

Aufbauend auf dem Kurs zum Allgemeinen Teil des Schuldrechts werden anhand von Fällen aus-
gewählte Problemkreise aus dem Kauf-, Miet-, Leasing- und Werkvertragsrechts erörtert. Die jewei-
ligen Verknüpfungen zum IPR werden dargetan. Bezüge zum Handelsrecht sowie zum Verbrau-
cherschutzrecht werden an geeigneten Stellen hergestellt. Den Abschluss bilden weitere examens-
relevante Problemkreise aus den gängigen vertraglichen Schuldverhältnissen (insb. Geschäftsfüh-
rungsverträge einschl. Zahlungsdienste; Bürgschaft). Auch in dieser Veranstaltung ist eine Vorbe-
fassung des Kursteilnehmers mit dem Stoffgebiet angezeigt. 

Schuldrecht BT II, Gesetzliche Schuldverhältnisse (2 SWS) 

In diesem Kurs werden zunächst Ansprüche diskutiert, die bei gescheiterten vertraglichen Schuld-
verhältnissen in Betracht kommen: Ansprüche aus Geschäftsführung ohne Auftrag und Ansprüche 
aus Bereicherungsrecht inklusive der dabei auftretenden Problemstellungen. Daneben werden An-
sprüche aus Vindikationslagen und aus unerlaubter Handlung besprochen. Ergänzend dazu finden 
auch im Schuldrecht BT II die entsprechenden Verknüpfungen zum IPR Berücksichtigung. 

Verbraucherprivatrecht (2 SWS) 

Die Veranstaltung hat die verbraucherschützenden Vorschriften zum Gegenstand. Die Normen des 
Verbraucherschutzrechts leisten einen Beitrag, um das Machtungleichgewicht zwischen Unterneh-
mer und Verbraucher in bestimmten Vertragsabschlusssituationen (etwa Haustürgeschäfte, Fern-
absatzverträge) bzw. bei bestimmten Vertragstypen (z. B. Verbraucherdarlehensverträge, Ratenlie-
ferungsverträge) auszugleichen. Dieses „Rechtsgebiet“ ist wie kein anderes vom Einfluss des euro-
päischen Gesetzgebers geprägt. Aus diesem Grund wird auf die relevanten Richtlinien Bezug ge-
nommen. 

Sachenrecht I: Mobiliarsachenrecht (2 SWS) 

Gegenstand dieses Kurses sind insbesondere die verschiedenen Formen des Eigentumserwerbs 
an Mobilien und den damit zusammenhängenden Fragen des gutgläubigen Erwerbs. Besonderes 
Augenmerk wird daneben auch auf die verschiedenen Sicherungsformen – Eigentumsvorbehalt, Si-
cherungsübereignung, und -zession – und ihrem Verhältnis zueinander gelegt. 

Sachenrecht II: Immobiliarsachenrecht (1 SWS) 

Examensrelevante Fragestellungen aus dem Recht der Immobilien finden in dieser Veranstaltung 
ihren Platz. Schwerpunktmäßig werden Probleme aus dem Hypotheken- und Grundschuldrecht auf-
gegriffen. Daneben findet aber auch das formelle und materielle Grundbuchrecht seine Berücksich-
tigung. Wie auch in der Veranstaltung zum Sachenrecht I werden auch im Sachenrecht II ausge-
wählte Probleme des IPR mit Bezug zum Sachenrecht beleuchtet. 
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Zivilprozessrecht (1 SWS) 

Aufbauend auf der Vorlesung zum Zivilprozessrecht werden anhand von Fällen die Verfahrens-
grundsätze des Erkenntnisverfahrens, die Prozessvoraussetzungen und die verschiedenen Klage-
arten und deren Wirkungen durchgesprochen. In den Blick werden dabei auch die verschiedenen 
Arten der Zwangsvollstreckung genommen. Dazu gehören auch die Rechtsbehelfe, um sich gegen 
Vollstreckungsmaßnahmen zu schützen. 

Arbeitsrecht (1 SWS) 

Schwerpunktmäßig werden im Rahmen dieser Veranstaltung Problemkreise des Individualarbeits-
rechts behandelt. Die Begründung, Inhalt und Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Leistungsstö-
rungen sowie die Haftung im Rahmen eines derartigen Vertragsverhältnisses stehen hierbei im Zent-
rum. Von besonderer Relevanz sind insofern die Leitentscheidungen des BAG zu den erwähnten 
Themenkreisen. Beachtung finden daneben auch Aspekte Punkte des kollektiven Arbeitsrechts. 

Familien- und Erbrecht (1 SWS) 

Im Zentrum des Familienrechts stehen die Bezüge dieses Rechtsgebiets zum bürgerlichen Vermö-
gensrecht. Das betrifft bspw. die §§ 1357, 1359, 1626, 1629, 1664 BGB. Aber auch die wechselsei-
tigen Ansprüche, die aus der Beendigung einer ehelichen und nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
erwachsen können, werden in dem Kurs behandelt. 
Auf dem Gebiet des Erbrechts werden vornehmlich die gesetzliche Erbfolge und Verfügungen von 
Todes wegen erörtert. Von Relevanz ist auch die Stellung des Erben – oder der Erbengemeinschaft 
– mit der Möglichkeit der Annahme und Ausschlagung der Erbschaft sowie den Problemkreisen, die 
sich aus der Erteilung eines Erbscheins ergeben können. 
Verbindungen der beiden Rechtsgebiete zum IPR werden aufgezeigt. 

Handelsrecht (1 SWS) 

Der Kurs vertieft anhand von Fällen die Kenntnisse der Teilnehmer aus der Vorlesung Handelsrecht. 
Behandelt werden der Kaufmannsbegriff, die Publizität des Handelsregisters, das Recht der Han-
delsfirma, die unselbständigen und selbständigen Hilfspersonen des Kaufmanns sowie allgemeinen 
Vorschriften über die Handelsgeschäfte und der Handelskauf. Betrachtet wird dabei insbesondere 
das Zusammenspiel mit dem mit dem Schuldrecht, aber auch dem Allgemeinen Teil des BGB und 
dem Sachenrecht. 

Gesellschaftsrecht (2 SWS) 

Die sich im Rahmen der Gründung und durch Auftreten von OHG & KG im Rechtsverkehr ergeben-
den Problemkreise werden in diesem Kurs dargestellt. Berücksichtigung findet dabei auch die in 
§§ 705 ff. BGB geregelte Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Aus dem Bereich der Kapitalgesellschaf-
ten werden die examensrelevanten Problemkreise um die Errichtung (Vorgesellschaft), Vertretung 
und Geschäftsführung einer GmbH behandelt. 
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Strafrecht 

Strafrecht AT (3 SWS) 

Gegenstand des Kurses ist der Allgemeine Teil des Strafrechts. Anhand von Fällen werden insbe-
sondere Fragen der Beteiligung, Rechtfertigung und des Versuchs erörtert. Der Kurs dient der Wie-
derholung und Vertiefung von examensrelevanten Problemen. 
Die Teilnahme setzt Kenntnisse im Allgemeinen Teil des Strafrechts voraus. 

Strafrecht BT (4 SWS) 

Der Kurs baut auf die Veranstaltung Strafrecht AT auf und vertieft die – nach der Prüfungsordnung 
– examensrelevanten Problemkreise aus dem Besonderen Teil des Strafrechts. Berücksichtigung 
findet auch die aktuelle Rechtsprechung. 
Eine Vorbefassung mit der Materie des Strafrecht BT wird vorausgesetzt. 

Strafprozessrecht (1 SWS) 

Im Kurs Strafprozessrecht lernen die Teilnehmer die gerichtsverfassungsrechtlichen Grundlagen 
und Verfahrensgrundsätze eines fairen Strafverfahrens. Dargestellt werden auch die den Ermitt-
lungsbehörden zustehenden Eingriffsbefugnisse sowie Auswirkungen von Beweisermittlungsfehlern 
auf das Hauptverfahren. 
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Öffentliches Recht 

Staatsorganisationsrecht (2 SWS) 

Der Kurs widmet sich den einschlägigen Materien des Staatsorganisationsrechts und – in Grundzü-
gen - des Verfassungsprozessrechts. Gegenstand sind insbesondere das Recht der Parteien, das 
Wahlrecht, Bundesorgane, Staatsfunktionen (Gesetzgebung, Verwaltung, Rechtsprechung), die 
Kompetenzordnung, die auswärtige Gewalt und das Verhältnis zum internationalen Recht.  

Grundrechte (2 SWS) 

Anhand von Originalfällen konzentriert sich die Veranstaltung auf die horizontalen Fragen, die bei 
jeder Grundrechtsprüfung relevant sind, sowie auf Inhalt und Reichweite der wichtigsten Grund-
rechte, Meinungsfreiheit, Berufsfreiheit, Eigentum, Gleichheitssatz. Hinzu kommt die Verfassungs-
beschwerde sowie die Bezüge zum Europarecht. 

Allgemeines Verwaltungsrecht (3 SWS) 

Die Kursteilnehmer vertiefen im Rahmen dieser Veranstaltung ihre Kenntnisse im Bereich des All-
gemeinen Verwaltungsrechts. Von Relevanz sind dabei insbesondere die verschiedenen Hand-
lungsformen der Verwaltung – Verwaltungsakt, und -vertrag – sowie die examensrelevanten Prob-
lemkreise um den Vorbehalt des Gesetzes, die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe sowie das 
der Verwaltung eingeräumte Ermessen. Abgerundet wird der Kurs durch das Verwaltungsprozess-
recht und das Verwaltungsvollstreckungsrecht. 

Baurecht (1 SWS) 
Anknüpfend an den Kurs zum Allgemeinen Verwaltungsrecht werden in der Veranstaltung Baurecht 
die wichtigsten Probleme des Rechts der Bauleitplanung und der Zulässigkeit von Bauvorhaben 
besprochen. Planungsrechtliche Grundfragen und Vorgaben für die inhaltliche Ausgestaltung von 
Bebauungsplänen finden ihren Platz im Bereich des Rechts der Bauleitplanung, wohingegen im 
Rahmen der Zulässigkeit von Bauvorhaben die Vereinbarkeit eines Bauvorhabens mit den §§ 30 ff. 
BauGB (ggf. iVm der Baunutzungsverordnung) und dem Bauordnungsrecht überprüft wird. Einen 
weiteren Schwerpunkt bilden die bauaufsichtsrechtlichen Instrumentarien. Kenntnisse des Allgemei-
nen Verwaltungsrechts werden von den Teilnehmern erwartet. 

Kommunalrecht (1 SWS) 

Im Zentrum dieses Kurses stehen die Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden und das sich dar-
aus ergebende System gemeindlicher Aufgaben mit den sich daraus ergebenden Fragen des Recht-
schutzes der Gemeinde gegenüber Maßnahmen der Rechts- und Fachaufsicht. Daneben nimmt die 
Binnenorganisation der Gemeinde – Stellung der Organe der Kommune – mit den damit zusammen-
hängenden Streitigkeiten im Rahmen eines Kommunalverfassungsstreits eine besondere Rolle ein. 
Auch in diesem Kurs werden Kenntnisse aus dem Allgemeinen Verwaltungsrecht vorausgesetzt. 

Polizei- und Ordnungsrecht (2 SWS) 

Anhand von Fällen – die die aktuelle Rechtsprechung berücksichtigen – werden die wichtigsten 
Problemkreise des Polizeirechts erörtert und mit Fragen des Allgemeinen Verwaltungsrechts sowie 
des Verwaltungsprozessrechts verknüpft. Im Bereich des Polizeirechts wird der Fokus auf die poli-
zeilichen (Standard-)Maßnahmen, ihre Durchsetzung sowie den damit zusammenhängenden Prob-
lemen der Zuständigkeit und des Störerbegriffs gelegt. 
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Europarecht (2 SWS) 

Der Examinatoriumskurs Europarecht wendet sich zunächst den Rechtsquellen des Rechts der Eu-
ropäischen Union zu und adressiert dabei Fragen des Rangs und der Wirkungen von Rechtsakten 
der Europäischen Union im Rahmen des innerstaatlichen Rechts. Das Augenmerk wird darüber hin-
aus auf den Inhalt, die Reichweite und die Durchsetzung der einzelnen europäischen Grundfreihei-
ten gelegt. 

Staatshaftungsrecht (1 SWS) 

Die Veranstaltung Staatshaftungsrecht vertieft die Kenntnisse der Teilnehmer aus der gleichnami-
gen Vorlesung und behandelt dabei die verschiedenen Schadensersatz-, Entschädigungs- und Wie-
derherstellungsansprüche des Bürgers, die er bei Beeinträchtigung seiner subjektiven Rechtspositi-
onen durch staatliches Verhalten geltend machen kann. Dazu werden Amtshaftungsansprüche, An-
sprüche aus Enteignung, enteignungsgleichem Eingriff sowie Folgenbeseitigungsansprüche näher 
beleuchtet. 
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